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Lieber Leser,
die Redaktion des „d ji“ hat sich zur Aufgabe gestellt, die Bedürfnisse 
der Studenten aufzugreifen und diese in ihrem gesellschaftlichen Zu­
sammenhang darzustellen.
Die ökonomischen Bedürfnisse etwa nach Wohnung, Kleidung und Nah­
rung sind neben den sexuellen die wichtigsten Voraussetzungen mensch­
licher Existenz. Zur Befriedigung dieser Bedürfnisse hat sich der Mensch 
der Natur bemächtigt, er hat seine produktiven Kräfte durch den Einsatz 
technischer Hilfsmittel vervielfacht und ist gleichzeitig gesellschaftliche 
Verhältnisse mit anderen Menschen eingegangen, um durch Arbeitstei­
lung die Ergiebigkeit der Arbeit zu vergrößern.
Die Qualität einer Gesellschaftsordnung ist danach zu beurteilen, in wie 
weit sie in der Lage ist, die Bedürfnisse ihrer Mitglieder zu befriedigen. 
In der Bundesrepublik befinden sich die Produktivkräfte auf einem sehr 
hohen Stand. Der Einsatz modernster Technik und qualifizierter Arbeits­
kräfte, nicht zuletzt der Ingenieure, ermöglicht eine enorme Produktion 
von Gütern und Dienstleistungen. Trotz dieser Entwicklung gelingt es 
der Gesellschaft nicht, die erzeugten Produkte gerecht zu verteilen. 
Zwei Beispiele für diese Ungerechtigkeit, die gerade Sie als Student 
zum Semesterbeginn besonders treffen, sind:

M I E T E N  -.
In den letzten Monaten haben in fast allen deutschen Großstädten, z. B. 
Hamburg, München, Düsseldorf, Frankfurt usw. Aktionen der Mieter 
gegen den verbreiteten Mietwucher stattgefunden. Die sprunghafte Stei­
gerung der Mieten in den letzten Jahren hat die Mieter aufgescheucht. 
Während die steigenden Mieten die Einkommen der meisten Haushalte 
immer mehr belasten — häufig ein Drittel des Monatseinkommens — 
füllen sich die Bauunternehmer, Bodenspekulanten, Hauseigentümer und 
die Stahlkonzerne die Taschen, ohne dabei zu vergessen, über ihre 
„Not“ durch steigende Lohnkosten zu jammern. Am schwersten trifft die 
Last der Mietsteigerungen die ökonomisch schwächsten Schichten 
unserer Gesellschaft, Arbeiter, Rentner, Lehrlinge, Gastarbeiter und Stu­
denten. Sie werden häufig auf die Straße gesetzt oder müssen unter un­
menschlichen Bedingungen hausen (s. Kasten S. 5).

STUDIENFÖRDERUNG
Viele Kommilitonen sind zum Semesterbeginn gezwungen, einen Antrag 
auf Studienförderung zu stellen. Das Ausfüllen von Anträgen, das Her­
beischaffen diverser Bescheinigungen bringt viel Mühe und Ärger mit 
sich. Aber nicht nur die Aufdeckung der Einkommens- und Vermögens­
verhältnisse wird verlangt, sondern auch der Nachweis des bisherigen 
Studienerfolges. Läßt das Studium an einer Ingenieur- oder Höheren 
Fachschule dem Studenten ohnehin wenig Freiheit, so wird den auf Stu­
dienförderung angewiesenen Kommilitonen noch der letzte Rest Freiheit 
genommen. Unser Wirtschaftssystem benötigt hochqualifizierte Arbeits­
kräfte. Die Ausbildung dieser Kräfte ist teuer. Obwohl Unternehmen nur 
Profite machen können, wenn sie gut ausgebildete Arbeitskräfte einset- 
zen, müssen die Kosten der Ausbildung vom Studenten und dessen Fa­
milie getragen werden. Die Ausbeutung ist hier eine Doppelte: 1. Schul­
bauten, Dozentengehälter und Lehrmittel werden aus Steuergeldern 
finanziert, die zum größten Teil von Arbeitern und Angestellten auf­
gebracht werden. 2. Die Ausbildungskosten müssen von der Familie des 
Studenten aus dem Arbeitsaufkommen bezahlt werden. Fazit: Seine 
Ausbildung hat der Ingenieur selbst zu bezahlen, um später dem Unter­
nehmer die Profitrealisierung zu ermöglichen! Der Staat unterstützt die­
ses Verfahren, indem er die geprellten mit einem Handgeld beruhigt, 
genannt: Studienförderung.

Die aufgezeigten Ungerechtigkeiten sind nur einige Widersprüche un­
seres Gesellschaftssystems, es sind nicht einmal die Hauptsächlichen. 
Viele Studenten erkennen diese Widersprüche und fordern: behebt sie 
durch Reformen! Solche Reformen können die erste Not lindern, sie ver­
mögen aber nicht eine soziale Gerechtigkeit auf Dauer herzustellen. Um 
das zu gewährleisten ist es notwendig, die politisch-ökonomischen Ver­
hältnisse in der Bundesrepublik grundlegend zu ändern.

die Redaktion



Zimmermieten

Die studentische Wohnungsnot im Zusammenhang sehen

Die Wut gegen die Hausbesitzer
Die ohnehin schon miserable Woh­
nungssituation der Studenten verschärft 
sich zusehends. Seit Aufhebung der 
Mietpreisbindung stiegen Zimmermie­
ten sprunghaft bis zu 100 Prozent in die 
Höhe. Bei einer Durchschnittsmiete von 
91,60 DM im Sommersemester 69 stie­
gen die Mieten 1969 um durchschnitt­
lich 12,6 Prozent und werden 1970 um 
weitere 15 Prozent steigen.
Für Honnef-Studenten bedeutet das, 
daß sie bis zu 30 Prozent ihres Ein­
kommens auf den Tisch des Vermieters 
blättern müssen. Durch das ungenü­
gende Angebot an Zimmern ist zudem 
ein Drittel der Studenten gezwungen, 
außerhalb eine Behausung zu suchen. 
Die tägliche Fahrerei verschlingt zu­
sätzlich einen nicht unerheblichen Teil 
des Einkommens.
Da die meisten Studenten froh sein 
müssen, überhaupt ein Zimmer zu be­
kommen, sind sie den Schikanen der 
Vermieter ziemlich hilflos ausgesetzt. 
Die Auffassungen vieler Wirtsleute vom 
„anständigen Leben“ bedeuten für die 
studentischen Untermieter oft eine fühl­
bare Erschwerung ihrer Situation. Das 
Damoklesschwert der Kündigung ver­
hindert aber von vornherein ein Auf­
mucken selbst gegen unzumutbare Son­
derauflagen.
Wie alle Mißstände an der Hochschule 
trifft auch die Wohnungsnot diejenigen 
am härtesten, die von ihrer Familie nur 
geringe finanzielle Unterstützung er­
warten können oder gar auf Honnef- 
Almosen angewiesen sind. Wem die 
Eltern kein 250-DM-Appartement be­
zahlen können, dem steht eventuell 
noch der Weg in die Korporationen mit 
ihren Häusern offen. Die größtenteils 
leerstehenden Häuser beweisen jedoch, 
daß da die Schikanen der Vermieter 
noch vorzuziehen sind!

Die Wut ist verständlich
Die Wut vieler Studenten auf die Ver­
mieter ist bei all diesen üblen Erfah­
rungen durchaus verständlich. Sie füh­
len sich von den Vermietern schändlich 
ausgebeutet und schieben ihnen allein 
die Schuld an Mietpreissteigerungen in 
die Schuhe. Diese verständliche Erre­

gung beherrschte die bisherigen Versu­
che der Studenten, gegen ihre Woh­
nungsnot anzugehen:
Es wurden Wohngeldkampagnen ge­
startet, Mietwucherprozesse geführt, 
die den Hausbesitzer als „Ausbeuter" 
brandmarken sollten. Abhilfe versprach 
man sich von individuellem Terror, der 
das „Ausbeutungsverhältnis“ zwischen 
Mieter und Vermieter exemplarisch ab­
schaffen sollte.
Dieses Vorgehen scheiterte in der Pra­
xis. Sowohl in Tübingen, München, Mar­
burg als auch in Berlin, wo solche Kam­
pagnen durchgeführt wurden, blieb der 
Erfolg aus.
Worin lagen die Ursachen für diesen 
Fehlschlag?
fragten sich die Studenten. Sie kamen 
zu dem Schluß, daß das isolierte Vor­
gehen Schuld daran sei. Durch eine 
breitere Basis in der Bevölkerung 
glaubten sie, ihre Ziele durchsetzen zu 
können. Sie versuchten z. B. in Mün­
chen, sich mit Arbeitern und Lehrlingen 
zu solidarisieren, um gemeinsam gegen 
die Wohnungsnot zu kämpfen.

Für Studenten und
Gastarbeiter
oder Firmenunterkunft
Ffm.-City, 2- und 3-ZW, Kü., Bad, Eta­
genheizung, gepfl. Altbau, Miete 500,- 
bzw. 750,-, ohne Kaution, 1.9.1970.

EIGENHEIM-ZENTRALE
Frankfurt/Main, Hauptwache 11 
Telefon 2 04 21

„Wir brauchen Verbündete!“
Wie kam es zu dieser Ausweitung der 
Wohnkampagnen?
Wenn die Studenten bei ihren Versu­
chen, wichtige Anliegen durchzusetzen, 
auf Granit beißen, sehen sie sich nach 
Verbündeten um. In diesem Augenblick 
stellen sie plötzlich fest, daß sie nicht 
die einzigen sind, denen es schlecht 
geht, daß die Mehrheit der Bevölkerung 
unter den gleichen Mißständen leidet — 
zum großen Teil sogar noch viel här­
ter betroffen Ist. Die Folgerung liegt na­
he: Solidarisieren wir uns mit der 
Mehrheit der Bevölkerung, setzen wir 
gemeinsam mit ihnen unsere Forde­
rungen durch! Nicht nur In der Woh­

nungsfrage, auch in den Aktionen zum 
„Bildungsnotstand“ und Demonstrati­
onen gegen reaktionäre Hochschulge­
setze versuchten die Studenten auf die­
se Weise eine Harmonie zwischen ih­
ren Interessen und denen der Werktäti­
gen herzustellen.
Dieses Vorgehen basiert zunächst auf 
einer durchaus richtigen Erkenntnis: 
Gerade von der Wohnungsnot sind gro­
ße Teile der Bevölkerung weit h ä rA  
betroffen als die Studenten. Was heioc 
das konkret?

Wohnungsnot in der BRD
Seit Juni 1962 bis November 1969 ver- 
zeichnete man eine Mietsteigerung von 
insgesamt 60,2 Prozent. 1969 stiegen 
die Mieten um weitere 6 Prozent und 
für 1970 ist mit einem Anstieg bis zu 
15 Prozent zu rechnen.
In München z. B., wo es zur Zeit noch 
50 000 Wohnungssuchende gibt, sind 
auf Grund des mangelnden Angebots 
Mieterhöhungen von 100, 200 oder so­
gar 300 Prozent bei Altbauwohnungen 
an der Tagesordnung.
Die Unterversorgung auf dem Woh­
nungsmarkt wird zur unerträglichen 
Plagel
Der Wohnungsbestand in der BRD be­
trägt zur Zeit 20 Millionen. Bis 1£A  
müßten 8 Millionen neue Wohnung^i 
erstellt werden, um eine gerade aus­
reichende Versorgung der Bevölkerung 
zu erreichen. Es werden aber —allen 
schönen Versprechungen zum Trotz — 
im Jahr nur 400 000 Wohnungen gebaut
— Luxuswohnungen und Einzelapparte­
ments eingeschlossen. Die Folgen:
— 800 000 Familien sind in Nissen­

hütten, Baracken oder in Untermiete 
untergebracht;

— 1 Million Familien wohnen nach of­
fiziellen Untersuchungen in „unzu­
mutbaren“ Wohnungen (zumutbar 
eben nur für Arbeiter, Rentner, Stu­
denten, kleine Angetellte usw.);

— 7 Millionen Wohnungen haben we­
der Bad noch Dusche;

— 4 Millionen Wohnungen haben keine 
Küche;

— jede 4 Familie muß die Toilette 
außerhalb ihrer Wohnung zusam­
men mit bis zu 5 Familien teilen.
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Am Beispiel Tübingens läßt sich diese 
Situation konkretisieren: Von 13 168 
Wohnungen (nach der Gebäudezählung 
1968 des Landes Baden-Württemberg) 
haben fast ein Viertel (3088) weder Bad 
noch Heizung, fast die Hälfte (5642) 
keine ausreichende Heizvorrichtung und 
nur ein Drittel (4438) ist mit Bad, WC 
und Sammelheizung ausgestattet. ■
In einer besonders üblen Situation be- 

Ä jnden  sich die Arbeiter und die Indu­
s t r ie -  und Verwaltungsangestellten, die 

wegen ihres Arbeitsplatzes in den so­
genannten „Ballungszentren“ wohnen 
müssen. Weshalb ist hier die Woh­
nungsnot zusätzlich verschärft?
Mit der sich weiter vermehrenden Kon­
zentration und sich ändernden Stand­
ortverteilung der Industrie ist ein un­
aufhaltsamer Zustrom und eine ständi­
ge Umverteilung der Arbeitskräfte ver­
bunden.
Ein Besispiel verdeutlicht die Folgen:
In einer Kleinstadt wird ein Werk für 
2 000 Beschäftigte gebaut. Das heißt 
jedoch, daß für etwa 6 000 Menschen in 
kurzer Zeit ausreichend Wohnraum ge­
schaffen werden muß, da neben dieser 
Kernindustrie Versorgungsbetriebe, Zu­
liefer- und Hilfsfirmen, Einzelhandel, 
Transportwesen usw. entstehen. Viele 

ÄLahre lang wird es unmöglich sein, den 
^^ ieu ankommenden Familien genügend 

Wohnraum zur Verfügung zu stellen, 
und der gesamte Wohnungsmarkt in 
diesem Gebiet wird durcheinanderge­
bracht. Der Wohnungssuchende sieht 
sich gezwungen, jede auch noch so mi­
serable Wohnung zu mieten und dafür 
noch unverschämte Preise zu zahlen. 
Diese Entwicklung im Zuge der Indu­
strialisierung erzeugte erst die Woh­
nungsnot und trägt auch heute immer 
noch zu ihre Verschärfung bei. Außer­
dem werden gerade in den Städten 
durch „Altstadtsanierungen“ u. ä. gro­
ße Mengen von Wohnraum vernichtet, 
ohne daß auch nur annähernd für Er­
satz gesorgt werden kann.
Wie jede Notlage trifft auch die Woh­
nungsnot die ökonomisch und sozial 
schwachen Schichten am härtesten: Ar­
beiter kleine Angestellte, Rentner, Tei­
le der Studentenschaft. Hinzu kommen 
jene Mieter, die bei Vermietern unbe-

liebt sind: Familien mit Kindern, beson­
ders junge Familien, bei denen weiterer 
Zuwachs zu erwarten ist.
„Gemeinsamer Kampf gegen die Haus­
besitzer“
Auf Grund dieser allgemeinen Woh­
nungsnot rechneten die Studenten auf 
die Unterstützung der Bevölkerung im 
Kampf um bessere Wohnverhältnisse. 
Da sie aus ihrer isolierten Erfahrung 
nur den „Mietwucher“ der Hausbesitzer 
als Ursache ihrer Wohnungsmisere 
kannten glaubten sie hier den gemein­
samen Gegner aller unter der Woh­
nungsnot Leidenden gefunden zu ha­
ben. Die Thesen der isolierten studenti­
schen Kampagnen wurden kurzerhand 
verallgemeinert und antikapitalistisch 
verbrämt:
— Die arbeitende Bevölkerung wird 

durch hohe Mieten ausgebeutet
— Urheber dieser Ausbeutung sind die 

Hausbesitzer, die die Mieten will­
kürlich hochschrauben.

Weshalb mußten auch diese Kampagnen 
scheitern?
Weshalb kann die Wohnungsnot nicht 
durch Kampf gegen die Hausbesitzer 
beseitigt werden?

Im Mietverhältnis keine Ausbeutung
Die These, Mietkampagnen seien ein 
Teil des Kampfes gegen die kapitali­
stische Ausbeutung, ist falsch. 
Ausbeutung ist die Grundlage der kapi­
talistischen Produktionsweise, die den 
Arbeiter zwingt, seine Arbeitskraft dem 
Kapitalisten für einen bestimmten Lohn 
zu verkaufen. Damit erhält der Kapita­
list das Recht, den Arbeiter länger ar­
beiten zu lassen als zur Reproduktion 
der Lohnsumme nötig ist. In dieser zu­
sätzlichen Arbeitszeit, für die der Arbei­
ter nicht bezahlt wird, produziert er ein 
Mehrprodukt. Der durch diese Ausbeu­
tung erzielte Mehrwert, wird unter der 
gesamten Kapitalistenklasse verteilt 
(industrielle Kapitalisten, Grundeigen­
tümer, Finanziers „nebst ihren bezahl­
ten Dienern, vom Papst und Kaiser bis 
zum Nachtwächter und darunter“ , En­
gels). Diese Verteilung geht durch Kauf 
und Verkauf vor sich und zeichnet sich 
durch Prellerei des Käufers durch den 
Verkäufer aus. Diese Prellerei trifft alle

Mitglieder der Gesellschaft, wenn sie 
sich auch für das Proletariat besonders 
hart auswirkt.
Im Mietverhältnis geht es eben um 
einen solchen Kauf und Verkauf, das 
heißt um ein einfaches Warengeschäft 
zwischen zwei Bürgern. Der Mieter, 
auch wenn er Arbeiter ist, bestreitet als 
„vermögender Mann“ , der schon einen 
Teil seiner Arbeitskraft verkauft hat, 
einen einfachen Warenkauf. Um fest­
stellen zu können, ob bei einem ho­
hen Preis der Ware Wohnraum Prelle­
rei durch den Vermieter vorliegt, müs­
sen wir sehen, unter welche Teile der 
Kapitalistenklasse und ihrer Diener der 
entrichtete Mietpreis verteilt wird.
Wer kassiert mit beim Vermieten?
— Grundbesitzer
Im Kapitalismus ist der Grund und Bo­
den Privatbesitz eines kleinen Teils der 
Gesellschaft. Dieser „Teil der Gesell­
schaft verlangt hier von den anderen 
einen Tribut dafür, die Erde bewohnen 
zu dürfen.“ (Marx) Dieser Tribut wird in 
Form der Grundrente eingetrieben, die
— was den bewohnten Boden betrifft
— dort am höchsten ist, wo die Bevöl­
kerung am dichtesten ist. Natürlich be­
zahlt nicht der Hausbesitzer diese 
Grundrente, sondern streckt sie beim 
Kauf des Grundstücks nur vor und 
treibt sie durch Aufschlag auf die Miete 
nach und nach vom Mieter wieder ein. 
Je günstiger die Wohnlage ist, desto 
höher kann dieser Aufschlag sein — auf 
diesem Marktgesetz basieren die unge­
heuren Spekulationsgewinne der Pri­
vatbesitzer an Grund und Boden. Die 
Quelle der Spekulationsgewinne ist im­
mer wieder dieselbe:
— öffentliche Leistungen wie Erschlie­

ßung durch Straßen und Verkehrs­
mittel, Erstellung von Versorgungs­
einrichtungen oder Subventionie­
rung des Hausbaus verteuern die 
Grundstücke,

— dieser höhere Grundstückspreis 
führt zu höheren Mieten. Höhere Mie­
ten aber machen das Grundstück 
ertragreicher und erhöhen somit sei­
nen Marktpreis, was bei einem Ver­
kauf wieder zu einer Preissteigerung 
mit anschließender Mieterhöhung 
führt.
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— Auf diese Weise werden Dauerspe­
kulationen ermöglicht, die von Ver­
kauf zu Verkauf einen neuen Auf­
preis und damit eine neue Mieter­
höhung bringen, von der der Ver­
mieter nur dann profitiert, wenn er 
gleichzeitig Grundbesitzer ist.

Z. B. lagen in München 1952 die Bo­
denpreise bei 93 Pf. pro qm. 1965 wa­
ren die Preise bis auf 250 DM geklet­
tert. Die Spekulationsgewinne in West­
deutschland an Grund und Boden belie­
fen sich zwischen 1949 und 1965 auf 
100 Milliarden DM. Dieser Betrag, der 
die Taschen von Wenigen gefüllt hat, 
entspricht etwa der Höhe der öffentli­
chen Finanzierung von Forschung und 
Wissenschaft in Westdeutschland seit 
1949. (Süddeutsche Zeitung 21. 4. 70) 
Dieser Teufelskreis läßt sich solange 
nicht unterbrechen, wie der Privatbe­
sitz an Boden besteht. Nur in einer so­
zialistischen Gesellschaft kann das 
Monopol an Boden einer vernünftigen, 
für alle Teile der Bevölkerung nützli­
chen Planung des Wohnungsbaus Platz 
machen. Der Boden dient dann nicht 
mehr den Profitinteressen der Kapitali­
sten, sondern der Bedürfnisbefriedi­
gung aller.
— Finanzkapital
Neben der Bindung an Grund und Bo­
den ist die Ware Wohnraum dadurch 
gekennzeichnet, daß der Zeitraum der 
Konsumtion länger ist als der bei den 
meisten übrigen Lebensmitteln. Daraus 
folgt, daß sie nur stückweise verkauft, 
das heißt eben: vermietet wird. Das vor­
geschossene Kapital für den Hausbau 
und der mit diesem Kapital erwirt­
schaftete Profit realisieren sich also nur 
nach und nach. Wenn aber Kapitalisten 
Kapital vorschießen, so verlangen sie 
auch Zinsen dafür, die ebenfalls vom 
Mieter aufgebracht werden müssen. 
Hier liegt eine weitere Ursache für die 
horrenden Mieterhöhungen der letzten 
Jahre. *
Im Zuge von Schillers Konjunkturpoli­
tik — verstärkt nach der Aufwertung 
der DM — stiegen die Diskontsätze bis 
auf 7,5 Prozent. Die Auswirkungen auf 
die Mietpreise sind katastrophal. Schon 
eine Iprozentige Zinserhöhung zieht 
eine Erhöhung der Mieten um 15 Pro­

zent nach sich. Was sind die Ursachen 
dieser Konjunkturpolitik?
Durch Kreditverteuerung über die Dis­
konterhöhung will der Staat den Inve­
stitionsboom drosseln und die davon­
galoppierenden Preise am Schwanz 
festhalten. Diese Maßnahmen, die dem 
Kapital und der Bourgeoisie nützen, ge­
hen eindeutig zu Lasten der Mieter, vor 
allem der unteren Einkommensschich­
ten, die — wie üblich — am meisten da­
durch belastet werden. Auch für diesen 
Teil der Mieterhöhungen sind also kei­
nesfalls die Hausbesitzer verantwort­
lich zu machen.
Eine weitere Folge der langen Konsum­
tionsdauer der Ware Wohnraum sind 
die anfallenden Reparaturen, deren ste­
tig steigende Preise ebenso stetig die 
Mieten verteuern.
— Industrielle Kapitalisten
Kommen wir nun zum eigentlichen Kern 
des Mietpreises: er muß „das in einem 
vergänglichen, mit der Zeit unbewohn­
bar und wertlos werdenden Haus ange­
legte Baukapitel in jährlichen Raten ab­
tragen“ (Engels). Die Produktionsmittel 
für den Hausbau bezieht die Bauindu­
strie ebenso wie die Rohstoffe von ver­
schiedenen Zulieferern; die Höhe des 
angelegten Kapitals ist damit von den 
Marktpreisen der Produktionsmittel und 
der Ware Arbeitskraft abhängig. Und 
hier stoßen wir auf die dritte Hauptur­
sache der Mieterhöhungen:
— Stahl verteuert sich 1969 um über 

100 Prozent,
— Preise für Baumaschinen stiegen 

um 4,8 Prozent,
— die Preise für die übrigen Bauma­

terialien (Beton usw.) und für 
Transportfahrzeuge stiegen erheb­
lich an.

Die riesigen Extraprofite besonders der 
Stahl-, aber auch der Maschinen- und 
der Autoindustrie werden also von den 
Mietern mitfinanziert — ohne daß die 
Vermieter aus diesem Teil der Mietstei­
gerungen auch nur einen Pfennig „Pro­
fit“ ziehen können.
Neben der Erneuerung dieses konstan­
ten Kapitals dient der Verkauf der Wa­
re Wohnraum auch der Realisierung des 
Werts, den die Bauarbeiter durch Ver­
ausgabung ihrer Arbeitskraft bei der

Produktion der Wohnhäuser geschaffen 
haben. Für die Höhe der Miete hat das 
zwei Folgen:
— Die Reproduktionskosten der Ar­

beitskraft steigen durch die Ver­
teuerung der Lebensmittel laufend 
an (daher: 1969 10 Prozent Lohner­
höhung bei den Bauarbeitern). Um 
dem dadurch drohenden Sinken ih­
res Profits entgegenzuarbeiten, er­
höhen die Bauunternehmer — beA  
günstigt durch die Marktsituation
die Preise für die fertige Ware 
Wohnhaus. Folge: steigende Mieten.

— Für eine industrialisierte Gesell­
schaft ist bei uns der Anteil der not­
wendigen Arbeitszeit an der Pro­
duktion von Wohnungen unverhält­
nismäßig hoch. Das läßt sich auf die 
völlig rückständige, kaum rationali­
sierte Produktionsweise besonders 
im Wohnungsbau zurückführen. Vor­
herrschend sind auch heute noch 
kleine Betriebe, die auf handwerk­
lich zünftlerischer Struktur aufge­
baut sind. Etwa zwei Drittel aller 
Betriebe beschäftigen nicht mehr als 
hundert Arbeiter.

Massenproduktion von Häusern mit 
Fertigbauteilen wird nur vereinzelt an­
gewandt. Die individuelle Bauweise ist 
der weitaus dominierende Teil. Die u r ^  
verhältnismäßig große Menge au fge^ 
wendeter Arbeitskraft erhöht den Wert 
und damit auch den Preis der Ware 
Wohnraum. Zahlen müssen das natür­
lich die Mieter.
Pervertierung fortschrittlicher Entwick­
lungen
Eine einheitliche Durchorganisierung 
des Baubetriebes ist heute noch un­
möglich. Die verschiedenen Betriebe, 
die an der Fertigstellung eines Hauses 
beteiligt sind, arbeiten chaotisch ne­
beneinander her und machen eine ra­
tionelle Zusammenarbeit unmöglich.
Die dennoch vorhandenen Konzentra­
tions- und Rationalisierungstendenzen 
können sich wegen der kapitalistischen 
Anarchie nur auf Kosten der Bevölke­
rung — der Bauarbeiter und der Mie­
ter — durchsetzen:
Im Vergleich zu anderen Industriezwei­
gen ist die Bauindustrie sehr stark der 
Konjunkturlage unterworfen. In Zeiten

BBEi



Aus der Not
ein Geschäft machen
In der Mansarde sind drei Wände und die Decke 
schief. Die Gesamtfläche des Raumes beträgt zwar 
ungefähr 12 qm, aber die Nutzfläche (das heißt der 
Teil des Raumes, in dem man aufrecht stehen kann) 
gerade 5 qm. Das Zimmer ist im Sommer sehr heiß, 
normale Tagestemperatur bei schönem Wetter unge­
fähr 30°.

An Mobilar wurde vom Hausbesitzer gestellt: eine 
viel zu kurze und zu schmale Liege, ein einteiliger, 
schmaler und uralter Kleiderschrank, eine uralte Kom­
mode, ein alter, hoher Eßtisch als Schreibtisch, ein 
Stuhl, ein ramponierter Nachttisch, ein Sessel, den 
man am Tisch anlehnen muß, damit er nicht umfällt, 
ein Unterstellregal (kein Bücherregal) und ein Plastik­
papierkorb. Von den gestellten Möbeln paßt auch nicht 
ein Stück irgendwie zum andern. Der Vermieter hat 
übrigens keine Lampe, weder Decken- noch Schreib­
tischleuchte, zur Verfügung gestellt, obwohl das Zim­
mer auch tagsüber immer künstlich erhellt werden 

|muß. Die Mieter mußten sich also selbst sowohl eine 
"Schreibtisch- als auch eine Stehlampe anschaffen, 
außerdem einen stabilen Sessel, ein Bücherregal und 
einen Teppich.

Für alle sechs Räume, die auf der gleichen Etage lie­
gen, steht eine Dusche zur Verfügung (die Wanne Ist 
nicht benutzbar), eine Toilette, eine Küche mit einem 
Kühlschrank und einem Herd, dessen Benutzung 
feuerpolizeilich verboten ist (der Hausbesitzer weigert 
sich, den Herd auf Erdgas umzustellen, das ist ihm zu 
teuer). Warmwasser erhält man aus einem 10-Pfennig- 
Automaten.

Das oben beschriebene „möblierte Zimmer" kostet 
100 DM zusätzlich Nebenkosten. Die Nebenkosten für 
Strom und Wasser betragen monatlich ungefähr 
8 DM und für Heizung (von Oktober bis April) pau­
schal monatlich 25 DM. Die tatsächlichen Heizkosten 
betragen in dem kleinen Raum, auch wenn man durch­
gehend das Fenster auf hat, nicht einmal die Hälfte. 
Bei Nichtheizen wird nichts zurückerstattet, während 
.außerhalb dieser Zeit entweder überhaupt nicht ge- 
meizt wird oder dafür 85 Pfennig pro Tag veranschlagt 
wird.

Rechnet man die Nebenkosten auf das Jahr um, so 
ergeben sich für Strom, Wasser und Heizung 25 DM 
monatlich. Die Gesamtkosten für diese jämmerlich 
möblierte Mansarde betragen demnach 125 DM. Das 
macht bei 5 qm Nutzfläche einen Quadratmeterpreis 
von 25 DM!

Das direkt darunterliegende Zimmer, das die gleiche 
Grundfläche und gerade Wände (also 12 qm Nutz­
fläche) hat, kostet übrigens ebenfalls „nur“ 100 DM 
zusätzlich Nebenkosten, die Möblierung ist dort aller­
dings auch nicht wesentlich besser.

Herr Schneider, Papiergroßhändler aus Darmstadt, 
verdient an zwei Stockwerken seines Altbaus mit den 
insgesamt zwölf Buden, die er an Studenten vermietet,
1500 DM im Monat — der Profit, der zusätzlich durch 
die Zentralheizung noch herausgeschlagen wird, nicht 
eingerechnet. Wir gratulieren zu solcher Geschäfts­
tüchtigkeit.

Der Mietpreis richtet sich nicht nach dem Wert des 
Zimmers, sondern allein nach der Profitgier des Ver­
mieters.

V i f e  4
der exakten Spitze 
wegen —

Vergessen Sie veraltete 
Minenspitzmethoden. Sie 

haben Anspruch auf eine zeitgemäße Lösung — sie heißt: 
„dahle“ . Denn „dahle“-Minenspitzgeräte bieten Ihnen 
Spitz(en)komfort. Sind einfach unübertrefflich. Mit „dahle" 
spitzen Sie Ihre Minen schnell, sauber, mühelos. Und zent­
risch genau. Wie Sie es gerade brauchen: nadelfein zum 
Zeichnen — normal-spitz zum Schreiben.
Ein „dahle“-Minenspitzgerät zusammen mit dem bewähr­
ten Zeichenstift „dahle MV 3000“ — das ist die ideale 
Kombination. Sie kennen doch den „dahle MV 3000“ ? Mit 
Vorschub-Automatik . . .
„dahle“ hat sich zum Ziel gesetzt, die Zeichenarbeit zu er­
leichtern. Zu perfektionieren. Für jeden Zweck finden Sie 
im „dahle“-Sortiment das richtige Zeichengerät.
Und für die Qualität steht der Name „dahle“ . Es heißt ja 
nicht umsonst:
dahle — zum Zeichnen ausgezeichnet!

dahle — Büro- und Zeichengerätefabrik (Abt. 13) 
8630 Coburg, Postfach 298

Spitz(en)komfort

dahle 
Minen- 
spitzgeräte
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Zimmermieten

*

der Krise kommt es zum Versiegen der 
Bautätigkeit, da fast alle Investitionen 
eingestellt werden. Während des wirt­
schaftlichen Aufschwungs geht man 
nach der Methode des Goldgräberka­
pitalismus vor: es wird der verlorenge­
gangene Profit mit unverschämten 
Preiserhöhungen wieder reingewirt- 
schaftet. Der Staat betreibt auch hier 
Handlangerdienste für das Monopolka­
pital: Nur große Firmen werden durch 
Geldspritzen großzügig unterstützt. Die 
Kleinen, von denen schon ein Teil die 
Durststrecke nicht überstanden hat, 
werden durch solches Vorgehen rigo­
ros ausgeschaltet. Das treibt die Mo­
nopolisierung enorm voran.
Da fast jeglicher Konkurrenzdruck 
fehlt, setzen die großen Baufirmen 
Höchstpreise fest, um möglichst viel 
Extraprofit herauszuschlagen. Größere 
Baufirmen haben so zwar die Möglich­
keit, rationeller und somit billiger zu 
produzieren und könnten dem Fort­
schritt dienen. Die Baupreise und damit 
die Mieten steigen aber weiter, denn im 
Monopolkapitalismus dient die ratio­
nellere Arbeitsweise nur der Profit­
maximierung der Kapitalisten.
Erst wenn die Werktätigen sich die Pro­
duktionsmittel angeeignet haben, kann 
der technische Fortschritt zum Nutzen 
aller eingesetzt werden!

Im Kapitalismus nie genug Wohnraum
Der natürliche Preis einer Ware wird 
bestimmt durch ihren Wert. Erst das 
Verhältnis von Angebot und Nachfrage 
reguliert aber den endgültigen Markt­
preis. Ein ständiges Unterangebot von 
Wohnraum muß den Marktpreis folglich 
ständig über den natürlichen Preis hin­
austreiben. Dieses Marktgesetz ermög­
licht den Vermietern die laufende Prel­
lerei des Mieters. Weshalb sind aber 
die Wohnungen so knapp?
Knappheit des Wohnraums als Zwangs­
läufige Folge des Kapitalismus 
Die Wohnungsnot entstand mit dem 
Aufkommen des Kapitalismus. Seit et­
wa 1800 setzten die industriellen Wan­
derungen großer Bevölkerungsteile 
vom Land in die Stadt und aus den 
ländlich gebliebenen Provinzen in die 
Industriegebiete ein. Dieser Zustrom

hält bis heute an. Die ständigen Wand­
lungen der Technik und des Industrie­
systems bringen zudem starke Verän­
derungen der Berufsstruktur und stän­
dige geographische Neuverteilung der 
Arbeitsplätze mit sich. Alte Branchen 
machen im Zuge dieses Prozesses 
neuen Industriezweigen Platz. Dadurch 
entstehen neue Industriegebiete, die 
neue Arbeitskräfte anziehen.
Warum kann die Herstellung von neuen 
Unterkünften nicht Schritt halten mit 
dem starken Bevölkerungswachstum 
und der beschriebenen Umverteilung 
der Bevölkerungsdichte? Für ausrei­
chenden Wohnraum der Werktätigen zu 
sorgen, fällt den Kapitalisten gar nicht 
ein! Sie bauen nur dort, wo ausreichend 
Profit garantiert ist.
Knappheit des Wohnraums als Nach­
wirkung Imperialistischer Kriege 
Nach dem 2. Weltkrieg herrschte ein 
Chaos auf dem gesamten Wohnungs­
sektor. Ein großer Teil der Wohnungen 
war zerbombt; zur gleichen Zeit setzte 
der Flüchtlingsstrom aus den Ostgebie­
ten ein.
Die Wohnungsnot in Westdeutschland 
nahm verheerende Ausmaße an. In der 
Wiederaufbauphase mußten viele Woh­
nungen für die Werktätigen gebaut wer­
den, damit die Arbeitskraft für die In­
dustrie gesichert werden konnte (Ar­
beiter, die in Schweineställen hausen 
und der Gefahr von Krankheit ausge­
setzt sind, können natürlich nicht genug 
Mehrwert für die Kapitalisten erzeu­
gen). Als die größten Löcher gestopft 
waren und die Arbeiter voll in den Pro­
duktionsprozeß eingespannt werden 
konnten, ließ die Erstellung von billi­
gem Wohnraum schlagartig nach. Von 
nun an konnte auch die Bauindustrie 
durch den Bau von großen und teuren 
Wohnungen, Industrie- und Verwal­
tungsbauten ihrem Profitinteresse end­
lich wieder richtig nachkommen. 
Knappheit als Folge der Kapitalisti­
schen Anarchie
Solange die Produktion vom Zwang zur 
Profitmaximierung bestimmt wird — das 
heißt solange der Kapitalismus exi­
stiert —, kann es keine ausreichende 
Versorgung der unteren Bevölkerungs­

schichten mit Wohnraum geben. Es wer­
den nie genügend billige, also für die 
Arbeiter erschwingliche Wohnungen 
gebaut, da größere Investitionen in den 
Bau billiger Wohnungen ein viel zu gro­
ßes Risiko darstellen. Häuser sind näm­
lich sehr teure Konsumgüter, deren 
Wert sich nur langfristig realisiert, und 
haben zusätzlich die Eigenschaft, daß 
sie dort stehenbleiben müssen, wo sia 
gebaut sind. Soll sich der Bau lo h n e t  
dann muß er viele Jahrzehnte lang dort, 
wo er steht, konsumiert, das heißt be­
wohnt werden. Die Arbeiterklasse ist 
aber ein sehr unsicherer Käufer, denn 
in Krisen sinkt die Kaufkraft der Ar­
beiter stark ab und die Wohnungen 
können zum Teil nicht mehr bezahlt 
werden. Hinzu kommen die massenhaf­
ten Entlassungen von Arbeitern (Krise 
1966), die sich nach einem anderen Ar­
beitsplatz umsehen und ihren Wohnort 
wechseln müssen. Deshalb werden Ar­
beiterwohnungen größtenteils nur dann 
gebaut, wenn der Staat durch Subven­
tionen die Profite sichert: Große Ge­
sellschaften spezialisieren sich auf den 
„sozialen“ Wohnungsbau und ziehen 
für eine gewisse Zeit den gesicherten 
„Normalprofit“ dem Jagen nach Extra­
profiten vor.
Ähnliche Ursachen hat auch der W o h *  
raummangel in Universitätsstädten. Das 
Einkommen vieler Studenten ist oft un­
regelmäßig und ihre Kaufkraft von da­
her beschränkt. Der häufige Studienort­
wechsel und die Zahlungsunsicherheit 
garantieren den Kapitalisten keinen 
ausreichenden Profit beim Bau von Stu­
dentenwohnheimen. Da nützen auch 
keine „Appelle an die Privatwirtschaft“ , 
wie sie von Kultusministern und be­
stimmten Studenten-„Vertretern“ mit 
schöner Regelmäßigkeit ergehen, se­
hen wir uns doch in den Universitäts­
städten um: Der wirklich zahlungskräf­
tige Teil der Studenten ist längst mit 
teuren Zimmern und Luxusapparte­
ments versorgt. Für solche lohnenden 
Kapitalanlagen braucht die Bauindu­
strie keinen Sonderappell.
Für billige, das heißt für die Mehrzahl 
der Studenten erschwingliche Zimmer 
kann dagegen kein noch so „wohlge-



meinter“ Appell sorgen. Wir sehen, daß 
auch für den verheerenden Wohnraum- 
mangel nicht die Hausbesitzer verant­
wortlich zu machen sind. Allerdings 
nützen sie, wie jeder Warenverkäufer, 
die günstige Marktsituation für eine 
Prellerei größten Ausmaßes aus. Die 
Voraussetzung für diese Prellerei der 
Mieter war die Aufhebung der Woh­
nungszwangsbewirtschaftung. Wes- 

dfelb wurde dieser „Schutz der arbeiten- 
uen Bevölkerung vor Mietwucher“ erst 
eingeführt und dann wieder beseitigt?
Die Bourgeoisie* legt die Hausbesitzer 
an die Kette...
Das Elend der Bevölkerung nach dem 
Krieg war so groß, daß die Bourgeoisie 
um den Bestand ihrer Herrschaft fürch­
ten mußte.
— Der Wiederaufbau der zerstörten 

Produktionsmittel erforderte eine 
große Menge leistungsfähiger Ar­
beitskräfte, deren Reproduktion ge­
sichert werden mußte.

— Das Beispiel der Machtübernahme 
durch das Proletariat in der DDR 
war eine ungeheure Bedrohung des 
Ausbeutungssystem in Westdeutsch­
land. Damit die antikommunistische 
Hetze wirken konnte, mußte das 
schlimmste Elend der Bevölkerung 
schnell beseitigt werden.

In dieser Situation mußten wenigstens 
soviel erschwingliche Wohnungen zur 
Verfügung gestellt werden, daß die Re­
produktion der benötigten Arbeitskräf­
te gesichert war. Deshalb wurde die 
Gier der Hausbesitzer nach bevorzug­
ter Beteiligung bei der Verteilung des 
Mehrwerts energisch vor der Bour­
geoisie unterdrückt. Die Hausbesitzer 
wurden zum Teil gezwungen, die Woh­
nungen unter den tatsächlichen Kosten 
(Reparaturen, Zins, Steuern usw.) zu 
vermieten.
. . .  und läßt sie wieder los
Im Laufe der Aufholphase der west-

’ Bourgeoisie: neben der Arbeiterklasse eine der 
beiden Grundklassen der kapitalistischen Ge­
sellschaftsordnung. Sie ist Eigentümer der ent­
scheidenden Produktionsmittel. Das ermöglicht 
ihr die Ausbeutung der Arbeiterklasse und der 
anderen Werktätigen. Gestützt auf die ökono­
mische Macht, ist die Bourgeoisie im Kapitalis­
mus auch die politisch und ideologisch herr­
schende Klasse.

deutschen Wirtschaft entschärfte sich 
die Lage auf dem Wohnungsmarkt zur 
normalen Wohnungsnot im Kapitalis­
mus. Gleichzeitig normalisierte sich 
aber auch die Entwicklung der kapita­
listischen Widersprüche in West­
deutschland: der Klassenkampf ver­
schärfte sich und damit begann die Ba­
sis der politischen Herrschaft der 
Bourgeoisie abzubröckeln. Diese konn­
te es sich deshalb nicht länger leisten, 
die Haus- und Grundbesitzer vor den 
Kopf zu stoßen, die mit wachsender 
Lautstärke einen größeren Anteil von 
dem durch die Ausbeutung der Arbei­
ter erwirtschafteten Mehrwert für sich 
forderten. Die dominierende Stellung 
der Hausbesitzer in den lokalen Agen­
turen der Bourgeoisie — den Stadt- 
und Gemeinderäten — sorgte dafür, 
daß ihr Gezeter nicht ungehört verhall­
te. Zur Befriedigung dieses wichtigen 
Bündnispartners wurde die Wohnungs­
zwangsbewirtschaftung schrittweise auf­
gehoben. Die Folgen sind auch den 
Studenten wohlbekannt: übelste Prel­
lerei durch überhöhte Mieten beson­
ders bei den Altbauwohnungen.
Ein Paradebeispiel für die Ausweglo­
sigkeit der Bourgeoisie! Um ihre poli­
tische Herrschaft gegen die wachsende 
Unzufriedenheit zu sichern, sucht sie 
ihre wichtigsten Bündnispartner zu­
friedenzustellen. Gerade diese Bünd­
nispolitik steigert jedoch die allgemeine 
Unzufriedenheit und trägt zur Entlar­
vung der Untauglichkeit des ganzen 
Systems bei.

Auf der Suche nach Sündenböcken
Die bloße Unzufriedenheit der Massen 
ist für den Kapitalismus solange keine 
unmittelbare Gefahr, wie die wirklichen 
Ursachen des Elends und der Ausbeu­
tung den Massen verborgen bleiben. 
Erst die Erkenntnis von den Untaug­
lichkeit des ganzen Systems kann der 
Bourgeoisie wirklich gefährlich werden 
— deshalb versucht sie mit allen Mit­
teln, diese Erkenntnis durch gezielte 
Propagandalügen zu verhindern. Eifrig 
hilft sie mit, die „Schuldigen“ an der 
Wohnungsnot zu finden und zu brand­
marken:

M Ü LLE R

S T Ä D T E B A U

5 ir ,m  7el,r‘  “ nd Handbuch behan.
fe it im Zusammenhang die Grund­
lagen, Begriffe, Verfahren und 
PI a n u n g s e I e m e n te des Städtebaues,

q?»Ht0herUCkS'Cht'9Un9 der mit dem
Städtebau zusammenwirkenden Fach­
planungen: Straßenbau und Verkehr- 
Wasser-, Abwasser- und Energie­
wirtschaft; Grünflächenplanung.

Das Werk ist das erste grundlegende 
Städtebau-Lehrbuch für die Studenten 
des Hoch- und Ingenieurbaues.
Von Baudirektor Dipl.-Ing. W. Müller, 
unter Mitwirkung von Dozent Dipl.-Ing.
W. Bischof, Gartenarchitekt BDGA 
R. Ehlgötz, Oberbaurat Dipl.-Ing.
K. Wessels und Dipl.-Ing. E. von Wiarda

XII, 474 Seiten mit 227 Bildern und 
68 Tafeln, davon 8 Seiten 4farblg.
DIN C 5. 1970. Linson DM 48,—  
(Verlags-Nr. 5001)

Jetzt wieder lieferbarl 

Einführung in die

DIN-Normen
Von Oberingenieur M. K l e i n ,  Berlin
Herausgegeben vom D e u t s c h e n
N o r m e n a u s s c h u ß
6., neubearbeitete und erweiterte Auflage.
VI, 754 Seiten mit 1555 Bildern und
690 Tabellen. M it Sichtregister. DIN A b.
1970 Geb. DM 39,—  (Verlags-Nr. 630UJ

B.G.Teubner
7 Stuttgart 80, Postfach 80 10 69
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— Schuld sind die bösen Bodenspeku­
lanten

— Schuld sind die hohen Löhne
— Schuld sind die Betroffenen selbst, 

denn sie können durch Sparsamkeit 
und Fleiß (Überstunden und Sonn­
tagsschicht) sich doch eine vernünf­
tige Wohnung oder sogar ein 
Eigenheim leisten!

Nach dem Motto: „Die Bourgeoisie be­
müht sich redlich“ ergeht ein morali­
scher Appell nach dem anderen an die 
Betroffenen und diejenigen, die angeb­
lich das Übel verursachen. Unter dem 
Deckmäntelchen der Interessengleich­
heit versucht sie, den Betroffenen zuzu­
reden, sie sollten doch kräftig sparen 
und mithelfen, die Wohnungsnot abzu­
schaffen. Mit Unterstützung sozial 
Schwachgestellter durch Wohngeld sei 
sie mit gutem Beispiel vorangegangen. 
Diese „Lösung“ ist nichts als eine Be­
ruhigungspille:
— Durch Wohngeldzuschuß wird der 

wohnungsmangel um keinen Deut 
besser;

— die Bauindustrie aber kann ihre 
enormen Profite mit wohlwollender 
Unterstützung des Staates machen.

Vergeblich versucht die Bourgeoisie zu

verschleiern, was von Tag zu Tag deut­
licher wird:
Für die Wohnungsnot gibt es im Ka­
pitalismus keine Lösung!
Weg mit den Illusionen 
Bei einer realistischen Einschätzung 
der Gesetzmäßigkeiten, denen die Wa­
re Wohnraum im Kapitalismus unter­
worfen ist, nehmen sich die Versuche 
zur Behebung der studentischen Woh­
nungsnot einfach lächerlich aus: 
Brandmarkung der Vermieter als „Aus­
beuter“ : Wir haben gesehen, daß sich 
die Studenten damit an die falsche 
Adresse wenden. Die Vermieter sind 
nicht die Urheber der Wohnungsnot, 
sondern nützen sie nur aus. Wer aller­
dings erwartet, daß eine günstige 
Marktsituation vom jeweiligen Waren­
besitzer nicht zur Prellerei ausgenützt 
wird, der kann auch vom Fluß verlan­
gen, bergauf zu fließen.
— Prozesse: Nur die besonders ver­
schärfte Situation auf dem Wohnungs­
markt nach dem Krieg konnte die Bour­
geoisie dazu zwingen, die Beteiligung 
der Hausbesitzer an der allgemeinen 
Prellerei zeitweise einzuschränken. Die 
Umwandlung der „schwarzen“ in „wei­
ße“ Kreise ist ein wohlüberlegter

Schritt in der Bündnispolitik der Bour­
geoisie. Diese Politik mit Hilfe bürger­
licher Gerichte bekämpfen zu wollen, 
ist einfach naiv. Bester Beweis dafür 
sind die „Erfoge“ der Mietwucherpro­
zesse.
— Wohngeldkampagne: Die Untaug­
lichkeit von Wohngeldforderungen für 
Studenten kann jeder durch einen kur­
zen Blick in die Bestimmungen feststel­
len: Studenten, die ihren ersten W o l^  
sitz nicht am Studienort haben (etwa 
70 Prozent) und gerade deshalb in einer 
Bruchbude für 90 DM „wohnen“ müs­
sen, haben überhaupt keinen Anspruch 
auf Wohngeld. Der Grund für diese 
„Ungerechtigkeit“ : Das Wohngeld ist 
eben nicht für Studenten bestimmt, 
sondern als Beruhigungspille für die 
von der Wohnungsnot am härtesten be­
troffene Arbeiterklasse.
Nach dem Motto: „Nicht sein kann, was 
nicht sein darf“ riefen dennoch einige 
besonders schlaue Demagogen die Stu­
denten auf, „massenhaft Wohngeldan­
träge zu stellen“ . Das Ziel: „Die Büro­
kratie verstopfen!“ Glaubt jemand 
ernsthaft, daß aus einer „verstopften“ 
Bürokratie mehr Geld zu holen ist als 
aus einer funktionierenden?

Rechnen mit links!
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Fassen wir zusammen: Mit der berech­
tigten Empörung der Studenten wird 
Schindluder getrieben, wenn die stu­
dentischen Aktionen nicht von einer 
klaren Einsicht in die inneren Zusam­
menhänge des kapitalistischen Ausbeu­
tungssystems geleitet werden. Politisie­
rung der Unzufriedenheit kann nie ge­
lingen, wenn die Unzufriedenen mit illu­
sionären Forderungen und falscher Ziel­

setzung immer wieder ins Leere stoßen, 
^u fgre ifen ökonomischer Forderungen 

heißt nicht: Stehenbleiben bei der er­
sten verständlichen Erregung über ma­
terielle Mißstände. Eine solche „Politik" 
gleicht einem blinden Um-sich-schlagen. 
Wer politische Möglichkeiten vorgau­
kelt, wo real keine sind, versteckt seine 
Unfähigkeit hinter Demagogie, was ob­
jektiv nur der Bourgeoisie nützen kann! 
Heißt das nun, daß wir die miserable 
Wohnsituation vieler Studenten igno­
rieren dürfen? Keineswegs!
Die wenigen durchsetzbaren Forderun­
gen
— Vereinfachung der Wohnheimver­

waltung
— Vermeidung von unnötigem Luxus 

bei Wohnheimbauten (Palisander­
täfelung u. ä.)

können allerdings keinerlei fühlbare Er­
leichterung bringen. Die einzige Mög­
lichkeit, die schlimmsten Auswirkungen 
der studentischen Wohnungsnot zu be­
kämpfen, liegt deshalb im Bereich der 
Ausbildungsfinanzierung durch den 
Staat (vergleiche Honnef-Artikel).
Die Forderung
— Finanzierung der tatsächlichen Le­

benshaltungskosten aller Studenten 
außer den Reichen durch den 
Staat —

muß als eine der zentralen ökonomi­
schen Forderungen von den studenti­
schen Organisationen vorangetrieben 
werden.

Allseitige politische Agitation — drin­
gendste Pflicht
Als Sozialisten können wir uns aller­
dings nicht mit der Unterstützung be­
rechtigter Forderungen begnügen. Un­
sere Hauptaufgabe besteht in geduldi­
ger Kleinarbeit zur ständigen politi­

schen Aufklärung der Studenten über 
ihre tatsächliche Lage im Kapitalismus. 
Welche Einsichten können die Studen­
ten aus der korrekten Erkenntnis der 
Ursachen ihrer Wohnungsnot gewin­
nen?
— Von der Wohnungsnot sind die Stu­
denten nicht allein und nicht in der 
Hauptsache betroffen. Die Hauptbe­
troffenen — die Arbeiterklasse — ha­
ben längst erfahren müssen, daß alle 
Versuche, die Misere im Kapitalismus 
abschaffen zu wollen, die Realitäten 
verschleiern und kleinbürgerlichem 
Idealismus entspringen.
— Die Hauptverantwortlichen für die 
Wohnungsnot sind nicht irgendwelche 
Vermieter, sondern die Kapitalisten mit 
ihrer unersättlichen Profitgier und der 
Notwendigkeit, die Profitrafferei poli­
tisch absichern zu müssen.
— Die „Konjunkturpolitik“ der Bour­
geoisie, das heißt ihre vergeblichen Ver­
suche, sich vor den selbstverursachten

Bestellt beim Bundesverband: 
Friedrich Engels — Zur Wohnungsfrage 

Im Eigendruck DM 2,50
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Zimmermieten Zum deutsch-sowjetischen Vertrag

Am 12. August Unterzeichneten Bundeskanzler Brandt und der sowjetische 
Ministerpräsident Kossygin nach zähen Verhandlungen in Moskau einen 
Vertrag über einen gegenseitigen Gewaltverzicht. Dieser Vertrag ist für die 
weitere politische und wirtschaftliche Entwicklung in Europa von großer Be­
deutung.

Krisen zu retten, ist kein Jonglieren ir­
gendwelcher Volkswirtschaftler mit 
mehr oder weniger rätselhaften „Ge­
setzen der Marktwirtschaft“ . Damit wer­
den vielmehr die Folgen der kapitali­
stischen Anarchie auf große Teile der 
Bevölkerung — einschließlich vieler 
Studenten — abgewälzt. Beispielswei­
se durch hohe Mieten werden die Aus­
wirkungen der „Hohen Finanzpolitik“ 
für den Einzelnen sehr materiell und 
sehr fühlbar.
Die Leistungsideologie („Leistung als 
Maßstab für eine privilegierte Stellung 
in der Gesellschaft“ ) erweist sich als 
Propagandalüge der Bourgeoisie. Die 
von der extremen Prellerei im Wohn- 
sektor mitbetroffenen Studenten, An­
gestellten und kleinen Beamten „lei­
sten“ für die Fortentwicklung der kapi­
talistischen Gesellschaft sicherlich 
mehr als die schmarotzenden Haus­
und Grundbesitzer. Die Bündnispolitik 
der Bourgeoisie basiert jedoch nicht 
auf der Leistung, sondern auf dem ge­
genwärtigen politischen Nutzen der je­
weiligen Bündnispartner.
Die gescheiterten Mietwucherkampa­
gnen haben gezeigt:
Auch die Studenten bekommen die Aus­
wirkungen der kapitalistischen Wider­
sprüche als Verschlechterung ihrer La­
ge zu spüren. Sie können aber von 
sich aus die Zusammenhänge dieser 
Verschlechterung mit dem kapitalisti­
schen Ausbeutungssystem nicht kor­
rekt erkennen. Diese Erkenntnis muß 
ihnen durch die konkrete Analyse ihrer 
konkreten Situation vermittelt werden. 
So können illusionäre und reaktionäre 
Forderungen der Studenten entlarvt 
und die Widersprüche des Kapitalismus 
von der studentischen Praxis her er­
klärt werden.

Aus „ roter pfeil“ , Tübingen

Im November 1970 
erscheint die neue Aus­
gabe des Handbuches 
„der junge ingénieur“

Die vertragsschließenden Parteien sind 
von der realistischen Einschätzung der 
politischen Situation in Europa nach 
dem zweiten Weltkrieg ausgegangen. 
Sie haben erkannt, daß sich die tat­
sächliche Lage nicht durch Gewalt ver­
ändern läßt. Welche Gründe mag die 
Bundesregierung gehabt haben, einen 
solchen Vertrag zu schließen und damit 
von der liebgewordenen, allen Wider­
ständen zum Trotz verteidigten Illusion 
abzurücken, einer deutschen Wiederver­
einigung in Form einer Angliederung 
der DDR und der ehemaligen deutschen 
Ostgebiete an das politische und öko­
nomische System der BRD herbeizu­
führen.

In der nunmehr über fünfzigjährigen 
Geschichte des Sozialismus in der So­
wjetunion sind vom russischen Volk un­
ter der Führung der Kommunistischen 
Partei ungeheure Leistungen erzielt 
worden. Es hieße aber die Augen vor 
der Realität zu verschließen, wollte man 
nicht zugeben, daß es in der sowjeti­
schen Wirtschaft Mängel in der Güter­
versorgung, insbesondere der Konsum­
güterproduktion gibt. Diese wirtschaft­
lichen Gründe, so weiß denn auch die 
westliche Presse zu berichten, waren 
die Beweggründe der sowjetischen Re­
gierung zum augenblicklichen Zeitpunkt 
diesen Vertrag zu schließen.

Die Unterstützung, eines in wirtschaft­
liche Schwierigkeiten geratenen Lan­
des, durch die BRD zudem eines so­
zialistischen, soll sicher nicht aus 
Nächstenliebe geschehen. Die in den 
letzten Jahren auf den internationalen 
Märkten in zunehmend scharfe Kon­
kurrenz geratenen bundesdeutschen 
Konzerne wittern hier ein großes 
Geschäft, daß ihnen die begehrten 
Extraprofite, unabhängig von der In­
landskonjunktur, auf Jahre sichern kann. 
Der Bundeskanzler hatte den Fuß noch 
nicht richtig auf dem heimischen Bo­
den gesetzt, als die deutschen Indu­
striemanager bereits über das Ver­
tragswerk frohlockten und ihre Export­
absichten kundtaten. (Berthold Beitz 
vom Krupp-Konzern: „Wir haben am 
Osthandel immer verdient“). Konkreter 
wurde der Daimler-Benz-Konzern, der

die Absicht bekannt-gab, in der Sowjet­
union ein riesiges LKW-Werk zu er­
richten. Die Chemie- und Stahlkonzer­
ne werden dem nicht nachstehen wol­
len.

Ein Vertrag, der in erster Linie der dem 
friedliebenden Zusammenleben der 
Völker in Europa dienen soll, ist damit 
zu einem profitablen Geschäft für die 
westdeutschen Monopolkonzerne ge^fc 
worden. Der Bundesregierung kann d ie ^  
se Seite des Vertrages nicht entgan­
gen sein, sie muß es vielmehr bereits 
fest eingeplant haben, denn noch in die­
sem Jahr werden die Bundesminister 
Leussink (Wissenschaft u. Forschung) 
und Schiller (Wirtschaft) in die Sowjet­
union reisen, um das Feld zu sichern. 
Eine solche Politik hätte man, der von 
Unternehmerinteressen beherrschten 
CDU zugetraut, die nun Schwierigkei­
ten hat, ihre revanchistisch-imperiali­
stischen Politik eines Herrn Strauß hin­
ter die Interessen des Großkapitals ab­
zudrängen. Die SPD-Regierung, die 
weiterhin vorgibt, die Interessen der 
arbeitenden Bevölkerung zu vertreten, 
hat sich hier aber einmal mehr zum 
willigen Lakaien des westdeutschen 
Großkapitals gemacht, dessen Profite 
sie durch imense Bürgschaften (1 M iU  
liarde — für das Daimler-Benz-WerkPr 
zu sichern gedenkt.

Diese sozial-liberale Regierung entfal­
tet sich mehr und mehr zu einer sozial­
reaktionären, die von den Interessen 
des Monopolkapitals beherrscht wird. 
Während sie der Industrie neue profi­
table Märkte erschließt, verordnet sie 
der arbeitenden Bevölkerung Lohnsteu­
ervorauszahlungen, unternimmt nichts 
gegen Preissteigerungen und Mietwu­
cher, bremst Lohnforderungen und das 
alles unter dem Deckmäntelchen des 
„Gemeinwohles“ .

Der deutsch-sowjetische Vertrag soll 
dem friedlichen Zusammenleben der 
europäischen Völker dienen und damit 
dem arbeitenden Menschen in Ost und 
West. Bisher hat er nur einem genutzt: 
dem westdeutschen Großkapital.

Wolfgang Knab
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Honnef — ein bitteres Zuckerbrot

Im Jahr 1955 trafen sich in Bad Hon­
nef Vertreter der Bourgeoisie in Sa­
chen Ausbildung zur Hochschulreform- 
Konferenz und konzipierten die Empfeh­
lungen zur Studienförderung nach dem 
Honnefer Modell.
Diese 1957 eingerichtete Ausbildungs­
förderung charakterisierte der damalige 
Ministerialrat im Bundesinnenministe­
rium, Dr. K. F. Scheidemann in einem 

^ jr t r a g  vor der Westdeutschen Rekto­
renkonferenz am 7. 1. 1958 folgender­
maßen: „Welche Veranlassung hat die 
öffentliche Hand, für die Förderung von 
Studenten jährlich Millionenbeträge aus 
Steuermitteln bereitzustellen? Nun, ein­
fach diese: Die Gesellschaft braucht 
den wissenschaftlichen Nachwuchs — 
nicht in dem vordergründigen Sinn, daß 
man Nachwuchs für bestimmte Berufe 
braucht; das ist allerdings die Meinung 
der östlichen Regierungen, die vermut­
lich gigantische Armeen von Techni­
kern, Ingenieuren und Lehrern zur 
Durchführung ihrer Wirtschaftspläne 
aufbauen. Ich meine, daß wir Studenten 
fordern sollten, weil es uns darauf an­
kommen muß, die kritischen, fragenden 
Köpfe um dieser Qualität willen aufzu­
spüren und zur freien Wirkung zu brin­
gen.“

^An dieser Konzeption hat sich auch 
™ach den neuesten Richtlinien vom 2. 1. 

1970 noch nichts geändert: die Honnef- 
Förderung ist eine Begabtenauslese 
unter den Bedürftigen.

Hürdenlauf
Wie „bringt man die kritischen fragen­
den Köpfe zur freien Wirkung?“ Wie 
sieht die Praxis der Honnef-Förderung 
aus?
Um eine Förderung zu bekommen, muß 
zuerst ein langwieriger Formularkrieg 
geführt werden, der sowohl den Stu­
denten wie auch ihren Eltern auf die 
Nerven geht: den Studenten, weil sie 
viel Zeit damit verbringen müssen, vor 
der Honnef-Förderungsstelle im Stu­
dentenwerk Schlange zu stehen, den 
Eltern, weil der alljährliche Sozialstrip­
tease nicht jedermanns Sache ist, be­
sonders wenn sie sich nicht so gut 
darin auskennen.
— Jeder Geförderte muß über jedes 
Semester einen Studienbericht abge­

ben. Die nomalen, für jeden Studenten 
gültigen Eignungskontrollen sind für den 
Honnef-abhängigen Studenten ver­
schärft: entweder muß er bessere No­
ten in Zwischenprüfungen oder Schei­
nen erbringen, oder er muß gesonderte 
Eignungsprüfungen ablegen, die oft viel 
schärfer verlaufen als normale Prüfun­
gen, denn für die Dozenten bedeuten 
sie eine zusätzliche Belastung — sprich 
Belästigung, was sich oft auf die Be­
urteilung negativ auswirkt.
— Das Geld kommt mit teilweise er­
heblicher Verspätung. Kein Wunder bei 
einem derartig aufgeblähten Verwal­
tungsapparat (siehe unten) und den 
komplizierten Berechnungsgrundlagen, 
die zu durchschauen selbst Fachleuten 
Mühe macht.

Mästung der Bürokratie
Was kostet die Bourgeoise die Honnef- 
Förderung?
Im ersten Halbjahr 1968 bekamen knapp 
20 % aller westdeutschen Studenten 
Honnef-Förderung, davon ein Drittel 
den vollen Forderungsbetrag (320 DM 
pro Monat). Der durchschnittliche För­
derungsmeßbetrag belief sich auf rund 
200,— DM (Zahlen nach dem Deut­
schen Studentenwerk). Anfang 1970 
war der Durchschnittsbetrag auf 255,— 
DM, die durchschnittlichen Lebenshal­
tungskosten (incl. Kleider, Bücher 
usw.) aber schon auf 520,— DM gestie­
gen. Im Jahre 1965 wurden für die Hon­
nef-Förderung insgesamt 245,8 Mio DM 
vom Bund (60 %) und von den Ländern 
(40 %) aufgewendet; im gleichen Zeit­
raum wurden 18,6% der Studenten mit 
durchschnittlich 185,92 DM pro Monat 
„gefördert“ das macht ca. 102 Mio DM 
aus. Es verschwinden somit 58,5 % der 
bereitgestellten Mittel in einem aufge­
blähten Verwaltungsapparat, über die 
Hälfte des Geldes versickert also im 
Morast der Bürokratie!
Übel springt man auch mit den Leuten 
vom 2. Bildungsweg um. Die Eltern 
sind in der Regel nach einer abge­
schlossenen ersten Berufsausbildung 
nicht mehr zur Finanzierung eines wei­
teren Bildungsabschnittes, Hochschul­
studium auf dem 2. Bildungsweg oder 
Zweitstudium, verpflichtet. Vergleiche 
z. B. das Urteil des Bundesverwal­

tungsgerichts vom 12.6. 1964 C 146.63. 
Dementsprechend stellte der Hauptför­
derungsausschuß der Uni Tübingen in 
Seiner Sitzung vom 10.12.1964 fest, 
daß „Zweitstudien (2. Bildungsweg) 
grundsätzlich nach dem Honnefer Mo­
dell zu fördern sind. Das Einkommen 
der Eltern bleibt außer Betracht, weil 
nach bürgerlichem Recht keine Unter­
haltspflicht bzw. Berufsausbildungs­
pflicht mehr besteht.“

R. Oldenbourg 
Verlag
München - Wien

Ulrich WEYH

Aufgaben
zur Schaltungsalgebra
1970. 101 Seiten, 30 Aufgaben mit 
ausführlichen Lösungen, 77 Abbildun­
gen, eine Zusammenstellung der wich­
tigsten Begriffe und Regeln der Schal­
tungsalgebra als Orientierungshilfe, 
Gr.-8°, flexibler Kunststoff DM 14,80.

Aber bei dieser günstigen Regelung 
blieb es nicht langel Das Deutsche 
Studentenwerk meldete erhebliche Be­
denken gegen diesen Beschluß an 
(lt. Protokoll des Hauptförderungsaus­
schusses vom 5. 7.1965). Danach wur­
den die Zügel etwas straffer angezo­
gen. Dem KuMi aber reichte auch das 
nicht. Als der Hauptförderungsausschuß 
am 14.11.1967 über die bereits stark 
eingeschränkte Regelung Rapport er­
stattete, wurde er vom KuMi wie folgt 
zurechtgewiesen und unter Aufsicht ge­
stellt. (Siehe Kasten, Dok. Erlaß vom 
18. 12. 67).
Aus verschiedenen Gerichtsurteilen 
geht klar hervor, daß ein klagbarer An­
spruch auf Unterstützung für ein Stu­
dium auf dem 2. Bildungsweg nicht be­
steht.
Die idiotische Begründung, es sei uner­
heblich, „ob ein klagbarer Anspruch auf 
den nach der Bedarfsberechnung unter­
stellten Betrag (der Unterstützung
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durch die Eltern) bestehe oder nicht“ 
zeigt klar, was man höheren Orts’ vom
2. Bildungsweg hält.
Aber diese Mißstände und Hürden, die 
nur von cleveren Leuten übersprungen 
werden können, täuschen uns nicht 
darüber hinweg, daß die Honnef-Förde­
rung für die Bourgeoisie einen eminen­
ten Nutzen besitzt.

Honnef — ein Instrument 
kapitalistischer Bündnispolitik
Die Bourgeoisie braucht zur Aufrecht­
erhaltung ihrer Macht nicht nur Bünd­
nispartner aus den privilegierten 
Schichten des Kleinbürgertums, also 
Ärzte, Apotheker, Rechtsanwälte, die 
ganze höhere Beamtenschaft usw., de­
ren Bestechung sie sich einiges kosten 
läßt, sie ist auch angewiesen auf ein 
Heer von genügsamen, gehorsamen 
Bündnispartnern aus den Unterschich­
ten des Kleinbürgertums. Dafür will 
sie nicht allzuviel Geld ausgeben. Fürs 
Hochschulstudium kann sie nur ganz 
bestimmte Leute aus dem unteren 
Kleinbürgertum gebrauchen. Der schon 
zitierte Scheidemann meint dazu: „Soll 
die Gesellschaft nun alle Studenten 
fördern? Gewiß nur die Bedürftigen 
unter den Studenten. Unter den Be­
dürftigen aber nur die Begabten, denn 
nur sie besitzen die Qualitäten, auf die 
es ankommt . . .  Es ist klar, daß diese 
Begabtenförderung ihrem ganzen We­
sen nach alles andere ist als eine für­
sorgerische Maßnahme. Sie soll keine 
Not lindern aus caritativen Erwägun­
gen. Sie ist vielmehr eine gezielte hoch- 
schulpolitische Überlegung zu der 
Frage, wie fördert man die zur Erhal­
tung der geistigen und politischen Frei­
heit unerläßlichen Potenzen — die Be­
gabtenförderung ist auch kein gene­
relles Studienhonorar, wohl aber, wenn 
man so will, ein Studienhonorar für die 
Begabten.“
Daß die Bestechungsgelder den Richti­
gen zukommen und daß die Sache nicht 
zu teuer wird, dafür ist im Kapitalismus 
gesorgt! Für eine Familie mit 2 unver­
sorgten Kindern liegen die Einkom­
mensrichtsätze zwischen 990,------  DM
bei maximalem Forderungsbetrag von 
350,— DM, und 1670,— DM bei mini­
malem Forderungsbetrag von 10,— DM.

1068 lagen ca. 80 Prozent der privaten 
Haushalte in der BRD unterhalb der 
oberen Grenze. In demselben Jahr wur­
den aber nur 20 Prozent aller Studenten 
Honnef-gefördert, nur Va erhielt den 
vollen Betrag von 350,— DM. Berück­
sichtigt man, daß ein Teil der „förde­
rungswürdigen“ Studenten keinen An­
trag gestellt hat, somit nicht in den an­
geführten 20 Prozent enthalten ist, so 
kann man daraus schließen: ungefähr 
% aller Studenten stammen sowieso 
aus den privilegierten Schichten des 
Kleinbürgertums und aus der Großbour­
geoisie (Ärzte, Anwälte, höhere Ver­
waltungsbürokratie, Ordinarien, Apo­
theker, Unternehmer, oberes Manage­
ment). Die 20 Prozent, die es dann ge­
schafft haben, zeichnen sich schon dar­
in durch besondere Cleverness aus 
(als „kluge Köpfe“), daß sie sich durch 
die komplizierten Bestimmungen der 
Honnef-Förderung hindurchgefunden 
haben.
Mit 900,— DM Monatslohn und zwei 
Kindern erfüllt eine Arbeiterfamilie 
zwar ausgezeichnet die Honnef-Richt­
linien; diese soziale Lage sorgt aber 
schon vorher dafür, daß es gar nicht so­
weit kommt. Honnef ist für sie eine 
Wurst, die 3 Meter über dem Boden 
hängt: sie riecht zwar gut, ist aber nicht 
zu erreichen:
Obwohl 57 Prozent der Bevölkerung 
aus Arbeiterfamilien stammen; beträgt 
der Anteil an studierenden Arbeiter­
kindern nur 4—5 Prozent.
Aber die vielen unteren Kleinbürger 
und die Arbeiter, deren Kinder nach 
Meinung der Bourgeoisie zu dumm für 
eine lohnende Förderung sind, darf sich 
die Bourgeoisie auf keinen Fall verprel- 
len. Ihnen werden dauernd die 20 Pro­
zent vorgehalten, die es geschafft ha­
ben — ihnen wird dauernd gezeigt: Ihr 
habt ja auch die Möglichkeit — der 
Staat sorgt ja auch für das Studium eu­
rer Kinder! Ihnen wird dauernd etwas 
vorgegaukelt. Denn die Bourgeoisie hat 
gar kein Interesse an einer besseren 
Ausbildung breiter Bevölkerungsschich­
ten.
Die 20 Prozent geförderten Studenten 
erfüllen hier eindeutig für die Bourgeoi­
sie die Alibifunktion gegenüber dem

großen Prozentsatz der „nichtbegabten 
Bedürftigen“ , daher „Förderungsun­
würdigen“ .
Warum muß die Bourgeoisie die klu­
gen Köpfe aus allen Klassen heraus­
ziehen?
Sie hat das dringend nötig, um die 
Konkurrenzfähigkeit mit anderen kapi­
talistischen Ländern, besonders aber 
den Kampf gegen den Sozialismus a u ^  
rechterhalten zu können. Nach Meinur^P 
des Wissenschaftsrats (1960) sind Bil­
dung und Ausbildung zu einem „zentra­
len Faktor der modernen Welt“ gewor­
den; sie sind von „fundamentaler Be­
deutung für das Gedeihen einer Nation 
und für den Ausgang des gegenwärti­
gen Wettstreits der Staaten und Syste­
me“ . „Deshalb kommt es auch in der 
BRD darauf an, die Begabten zu för­
dern, ja, zu suchen, — frei von allen 
ideologischen Verstrickungen. Die Be­
gabtenförderung ist eine gesellschaft­
liche Verpflichtung. Es gilt, alle vorhan­
denen Begabungen voll zu entwickeln.“ 
(Juristenzeitung 1962, 349).
Wie versucht nun die Bourgeoisie alle 
vorhandenen Begabungen in ihrem Sin­
ne und für ihre Interessen zu entwik- 
keln?

Mit der Honnefbürste wird der Nach- 
wuchs gestriegelt m

Die zur „Erhaltung der geistigen und 
politischen Freiheit unerläßlichen Po­
tenzen“ , d. h. auf bourgeois das zur 
Aufrechterhaltung der kapitalistischen 
Produktionsverhältnisse notwendige 
Heer von genügsamen und willfährigen 
Spezialisten in Industrie und Verwal­
tung muß voll auf die Linie der Bour­
geoisie gebracht werden. Die in Schule 
und Elternhaus schon recht gut gedie­
hene Anpassung wird vervollkommnet 
auf der Hochschule durch 
erzwungene Studienzeit; 
verschärfte Begabungsauslese durch 
zusätzliche Prüfungen oder Forderung 
von guten Noten in Zwischenprüfungen. 
Belohnungsversprechen bei kürzerer 
Studiendauer.
Die Familienabhängigkeit wird über das 
ganze Studium aufrechterhalten, wenn 
auch in geringerem Maße als bei den 
Studenten, die nicht Honnef beziehen.
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Dafür ist über direkte Bindung des 
Nachwuchses an die Bourgeoisie eine 
bessere Lenkung und Kontrolle mög­
lich.
Wer geht leer aus?
Die Arbeiterklasse hat von der Ausbil­
dungsförderung fast gar nichts; nur 4 
bis 5 Prozent der Studenten stammen 
aus Arbeiterfamilien, obwohl 57 Prozent 

r Bevölkerung dieser Klasse ange- 
ren. Aber es ist die Arbeiterklasse, 

die den größten Prozentsatz der „M il­
lionenbeträge aus Steuergeldem“ für 
Ausbildungsförderung erarbeitet. Den 
Arbeitern wird vorgegaukelt, sie könn­
ten an dieser „Sozialleistung" teilha­
ben, die großzügige Bourgeoisie ge­
währe ihnen diese Vergünstigung. Da­
bei sind die dazwischen liegenden 
Barrieren, bis überhaupt ein Kind aus 
der Arbeiterklasse zu einem Studium 
kommt, für die meisten von ihnen un­
überwindbar und sollen es auch blei­
ben. Hat es dann einer geschafft, dann 
muß er, dem seine Familie bestimmt 
nichts dazugeben kann, sich mit küm­
merlichen 350,— DM pro Monat für Es­
sen, Wohnung, Kleidung, Bücher usw. 
begnügen und wird scharfen Leistungs­
kontrollen unterworfen. (Die vom Deut­
schen Studentenwerk, vom VDS und 

Wissenschaftsrat geforderten Min­
destbeträge liegen dagegen bei 520 bis 
560 DM pro Monat). Will er den völlig 
unzureichenden Forderungsbetrag 
durch Ferienarbeit etwas ausbessern, 
so sind ihm mit 1500,— DM pro Jahr 
Grenzen gesetzt. Was er darüber ver­
dient, wird ihm vom Honnefbetrag ab­
gezogen.
Er ist also zu extremer Einschränkung 
oder zu Schwarzarbeit mit allen damit 
verbundenen Konsequenzen (kein Un- 
fallversicherungsschutz!) gezwungen.
Honnef schadet den Studenten
Honnef schadet allen Studenten. War­
um? Die Eignungsprüfungen stehlen 
den Dozenten zusätzlich wertvolle Zeit, 
die natürlich in der Lehre eingespart 
wird.
Honnef schadet den Honnefstudenten 
im Besonderen: Sie bekommen zwar 
Geld von der Bourgeoisie, müssen sich 
aber auch ihrer direkten Kontrolle un­

terwerfen. Die Familienabhängigkeit ist 
kaum vermindert; der jährlich neu be­
ginnende Hürdenlauf über die Instanzen 
schafft immer neuen Konfliktstoff. We­
gen des geringen Forderungsbetrags 
sind sie auf elterliche Zuschüsse ange­
wiesen.
Die Studenten sind über die Praxis der 
Ausbildungsförderung schon lange un­
willig. Darum ist eine schon seit langem 
aufgestellte studentische Forderung: 
familienunabhängige Ausbildungsförde­
rung.

Bewährte Teubner-Bücher 
in Neuauflage

Wendehorst
Bautechnische Zahlentafeln
16. Auflage. 1970. Geb. DM 23,—
Moeller/Vaske
Elektrische Maschinen
und Umformer
Teil 1: Aufbau, Wirkungsweise 
und Betriebsverhalten
11. Auflage. 1970. Kart. DM 34,— 
Klein
Einführung in die DIN-Normen
6. Auflage. 1970. Geb. DM 39,—
Heumann/Stumpe
Thyristoren
2. Auflage. 1970. Geb. DM 52,—

B. G. T E UBN E R  
Stuttgart

Die Bourgeoisie scheint einsichtig
In den letzten Monaten haben sich fle­
xiblere Kräfte innerhalb der Bourgeoi­
sie diese Forderung zu eigen gemacht, 
der Wissenschaftsrat (WR) und die 
Westdeutsche Rektorenkonferenz 
(WRK). Diese zum Teil progressive For­
derung trägt aber eindeutig den Klas­
senstempel der Bourgeoisie. Im Kapita­
lismus ist es eine objektiv notwendige 
Entwicklung, daß die Bourgeoisie im­
mer mehr Erziehungsfunktionen aus der 
Familie herauslösen muß und unter 
eigene, direkte Kontrolle nimmt. Die 
kollektive Kontrolle aller Studenten er­
leichtert der Bourgeoisie die angestreb­
te, teilweise schon durchgeführte Ver­
kürzung der Studiendauer durchzuset­
zen. Denn diese ist dann verbunden mit 
der verkürzten Förderungsdauer und 
den durch die Ausbildungsförderung

„gerechtfertigten“ schärferen Leistungs­
kontrollen für alle. Ohne großen Ko­
stenaufwand kann die Bourgeoisie auf 
diesem Weg die Ausbildungskapazitä- 
tcn an der Hochschule besser nutzen, 
den offenen numerus clausus abbauen, 
die von ihr geplante „Studienreform“ 
vorantreiben.
Was durch Studienreformpläne, Hoch­
schulgesetze und riskante Zwangsmaß­
nahmen (wie z. B. Zwangsexmatrikula­
tion) nicht gelingt, soll nun mit dem 
Druck auf den Geldbeutel durchgesetzt 
werden!
Mit der familienunabhängigen Förde­
rung arbeitet sie in die Tasche ihrer 
best verbündeten Schichten im Klein­
bürgertum (Bündnispolitik durch Beste­
chungsgelder).
Wir müssen klar sehen, daß wir diese 
Entwicklung insgesamt nicht aufhalten 
können. Das wäre auch völlig falsch! 
Ebenso falsch ist es zu fordern: Ar­
beiterkinder an die Universitäten! Denn 
solange die Bourgeoisie die Macht in 
der Hand hat, solange sie die Arbeiter­
klasse ausbeutet, läßt sich solch eine 
Forderung gar nicht durchsetzen und 
würde den Arbeitern auch gar. nichts 
nützen. Denn es ändert sich die öko­
nomische und politische Lage der Ar­
beiterklasse als Ganzes nicht.

Wie wehren wir uns?
Wir müssen das organisierende Mo­
ment der familienunabhängigen Förde­
rung ausnützen. Denn mit Hilfe der von 
der Bourgeoisie angestrebten familien­
unabhängigen Förderung betreibt sie 
die geplante, teilweise schon durchge­
führte drastische Studienzeitverkürzung, 
die verschärfte Auslese, den stärkeren 
Zwang zur Spezialisierung innerhalb 
der Studiengänge usw. Das verschlech­
tert aber zugleich die Lage vieler Stu­
denten, schließt sie enger zusammen 
und verschärft damit die Widersprüche 
an den Hochschulen.
2. Die größten Frechheiten werden wir 
bekämpfen. Es geht nicht an, daß Kin­
der aus der Großbourgeoisie und aus 
dem oberen Kleinbürgertum genau so 
gefördert werden wie Kinder aus sozial 
schwachen Familien.
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Studienförderung

Deshalb heißt unsere Forderung:
Volle Ausbildungsförderung aller Stu­
denten mit Ausnahme der reichen!
Das heißt: nur volle Stipendien, keine 
Zwischenstufen! Volle Äusbildungsför- 
derung von Anfang an, auch in den Se­
mesterferien!
Genauere Angaben über die obere 
Grenze werden wir nach einer schon 
begonnenen eingehenden Analyse der 
Vermögens- und Einkommensverhält­
nisse in der BRD vorlegen.
Dazu ist im einzelnen zu fordern:
1. Einfaches Ermittlungsverfahren zur 
Feststellung der Förderungsgrenze.
2. Vereinfachung der Verwaltung.
3. Wegfall der Eignungsauslese.
4. Orientierung der Förderungsdauer an 
der durchschnittlichen Studiendauer!
Wir können es uns nicht bieten lassen, 
daß die Bourgeoisie eine Förderungs­
dauer serviert, die die tatsächlichen 
miserablen Studienbedingungen ver­
schleiert und die gar nicht eingehalten 
werden kann!
5. Erhöhung des Forderungsbetrages 
auf einen den derzeitigen Lebenshal­
tungskosten angemessenen Betrag!

Wohngeld wird Lehrlingen, Schülern 
und Studenten deshalb nicht gezahlt, 
weil sie als vorübergehend vom Eltern­
haus abwesend betrachtet werden. Se­
hen wir einmal davon ab, daß diese 
Einstufung unhaltbar ist! (Siehe dazu 
besonderen Artikel!)
Hinter der Argumentation, der in der 
Ausbildung Stehende sei weiterhin dem 
Haushalt der Eltern zuzurechnen und 
somit nur vorübergehend abwesend, 
steht die herrschende Auffassung, der 
Schüler, Lehrling oder Student sei von 
zuhause abhängig (zu halten). Diese 
herrschende Auffassung wird im Aus­

Kontinuierliche Anpassung dieses Be­
trages an die laufende Teuerung!
Wie können unsere Vorschläge finan­
ziert werden?
Wegfall des Kindergeldes (50,-DM) für 
Studierende, da ja die Bourgeoisie die 
Unterhaltspflicht übernimmt. 
Verwaltungsvereinfachung: durch ein­
faches Ermittlungs- und Antragsverfah­
ren kann der horrende Anteil von mehr 
als 50 Prozent an Verwaltungskosten 
drastisch eingeschränkt werden.
Wegfall der Kinderfreibeträge. Wenn 
die Eltern für die Ausbildung der Kin­
der an der Hochschule nicht mehr auf- 
kommen müssen, brauchen sie auch 
keine Steuerfreibeträge mehr!
Diese Forderungen können also ver­
wirklicht werden, ohne daß die zusätz­
lichen Belastungen auf die ohnehin 
schon am stärksten belastete Arbeiter­
klasse abgewälzt werden.
Wie können wir die derzeitige Honnef­
praxis für die Studenten verbessern?
1. Einrichtung einer zentralen Honnef- 
Abteilung beim Studentenwerk.
Die Honnef-Praxis muß vereinheitlicht 
und durchsichtig gemacht werden. Es 
geht nicht an, daß sich Dozenten mit

bildungsförderungsgesetz und anderen 
Gesetzen zementiert. Wenn wir also 
Wohngeld fordern, müssen wir konse­
quenterweise als die eigentliche Ursa­
che der Wohngeldverweigerung die 
gegenwärtig praktizierte Ausbildungs­
förderungspolitik als Ausdruck der Fâ  
milienabhängigkeitsideologie analysie­
ren und bekämpfen.
Nach der derzeitig gültigen Ausbil­
dungsförderungsgesetzgebung wird der 
Familie die Kosten für die Ausbildung 
ihrer Kinder aufgelastet. Der Staat tritt 
nur dann helfend ein, wenn im Einzel­
fall die Familie nicht dazu in der Lage

diesen Verwaltungsarbeiten beschäfti­
gen, sie sollen in die Lehre gehen.

2. Stärkung der Studentenvertreter in 
den Förderungsausschüssen und im 
Hauptförderungsausschuß.

Ein studentischer Vertreter ist nur durch 
Kontrolle stark. Deswegen sollen die 
Studentenvertreter durch die Fach­
schaftsorgane bestimmt werden. Die 
Honnef-Studentenvertreter müssen 
sammenarbeiten und die Honnef-Stu­
denten informieren und beraten. Inten­
sive Arbeit erfordert Bezahlung; des­
halb sollen diese Studentenvertreter 
bezahlt werden.

3. Wahl der Förderungsdozenten durch 
die Fachschaft-Organe! Dabei muß der 
ganze Lehrkörper in die Wahl einbe­
zogen werden können.
4. Stärkeres Mitspracherecht der Stu­
dentischen Vertreter im Hauptförde­
rungsausschuß (in den meist Wider­
spruchsfälle behandelt werden). Alle 
studentischen Vertreter der Einzelaus­
schüsse sollen in den Hauptförderungs­
ausschuß, ebenfalls die Förderungsdo­
zenten.
Unsere Forderungen sind nicht aus der 
Luft gegriffen.

ist, die Ausbildung zu finanzieren. Aus 
dieser Praxis ergeben sich soziale Un­
gerechtigkeiten, die weitgehend be­
kannt sind. (Sie sollen an anderer Stelle 
erörtert werden).
Am Prinzip der familienabhängigen 
Ausbildungsförderung wird festgehal­
ten, obwohl...
1. Dies in krassem Widerspruch zur 
wirklichen gesellschaftlichen Funktion 
von Ausbildung steht. Diejenigen, die 
primär Nutzen aus unserer Ausbildung 
ziehen, nämlich die privaten Unterneh­
mer und der Staat, an die wir nach Ab­
schluß unseres Studiums unsere Ar-

Abhängiger geht’s nicht
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beitskraft verkaufen müssen, tragen 
praktisch nichts zu den Ausbildungsko­
sten bei. Dies könnte etwa geschehen 
durch eine konsequente Vergesell­
schaftung der Produktionsmittel.
2. Dies in krassem Widerspruch zum 
Grundgesetz steht: Der Staat, der vor­
gibt „Freiheit der Berufsausbildung“ zu 
garantieren, tut gerade nichts, um den

^ rundgesetzlichen Anspruch zu reali- 
ieren. — Es gilt auch hier: Freiheit nur 

bei Gleichheit. Freiheit der Berufsaus­
bildung nur gleichen (finanziellen) Vor­
aussetzungen. Solange aber die Aus­
bildungskosten weiterhin von der ein­
zelnen Familie getragen werden, feh­
len eben diese gleichen Voraussetzun­
gen und Möglichkeiten, ist und bleibt 
„Freiheit der Berufsausbildung“ eine 
leere Phrase. Die bestehenden Stipen­
diensysteme sind bestenfalls geeignet, 
die gröbsten Ungerechtigkeiten zu ver­
tuschen. Chancengleichheit und damit 
Freiheit der Berufsausbildung läßt sich 
nur dann optimal verwirklichen, wenn 
an alle Schüler, Studenten und Lehr­
linge ein gleiches, ausreichendes, an 
keine Vergabebedingungen gebunde­
nes Ausbildungshonorar gezahlt wird. 
Die gegenüber dem Honnefer Modell 

entstehenden Mehrkosten von 2,0 Mil- 
^ b rd e n  DM — ausgegangen von einem 

Ausbildungshonorar von 400,- DM mo­
natlich — ließen sich, wie bereits oben 
erwähnt, durch eine entsprechende 
progressive Gesetzgebung o. ä. auf­
bringen. Zur Information: Das Honnefer 
Modell hat einen Etat von 14 Mrd. DM. 
Der Hauptanteil dieses Etats fällt auf 
den ungeheuren Büro- und Verwal­
tungsapparat, der bei Zahlung eines 
Ausbildungshonorars auf ein Minimum 
reduziert werden könnte.
Warum wird trotz der klaren, eindeu­
tigen Forderung des Grundgesetzes 
und der klaren, eindeutigen Funktion 
von Ausbildung weiterhin am Prinzip 
der familienabhängigen Ausbildungs­
förderung festgehalten?
1. Würde der Staat und die privaten 
Unternehmer stärker in die Ausbil­
dungsfinanzierung durch eine familien­
unabhängige Ausbildungsförderung ein­
bezogen, würde das bedeuten, daß

diese nicht mehr wie bisher einen so 
großen Teil ihrer Gewinne profitmaxi­
mierend anlegen könnten. Denn das 
in den Ausbildungssektor investierte 
Geld wäre zunächst einmal „totes 
Kapital", d. h. es bringt nicht wie In­
dustrieinvestitionen eine derart hohe 
Profitrate. Deshalb wälzt der Staat als 
Geschäftsführer des Großkapitals durch 
Schaffung entsprechender Gesetze die 
Ausbildungskosten auf die einzelne 
Familie ab. Welche Folgen es allerdings 
hat, Kapital einseitig zur schnellen Pro­
fitmaximierung zu verwenden und dabei 
den Ausbildungssektor zu kurz kom­
men zu lassen, sei nur am Rande er­
wähnt: Die Hochschulen sind z. B. zu 
klein, es gibt zu wenige, die Einrichtun­
gen sind total veraltet, überall wird der 
Numerus Clausus eingeführt (was aller­
dings auch noch andere Gründe hat). . .

2. Abhängigkeit führt immer zur An­
passung an den, vor dem man abhängig

ist. Auf unseren konkreten Fall bezo­
gen heißt das: Der in der Ausbildung 
Stehende wird durch wirtschaftliche Ab­
hängigkeit vom Elternhaus gezwungen, 
sich an elterliche, d. h. gesellschaftliche 
Vorstellungen anzupassen. Dieser 
Zwang zur Anpassung beginnt schon 
bei der Wahl der Ausbildung, wo Er­
wartungen des Elternhauses ausschlag­
gebend sind, und setzt sich fort in der 
Androhung finanzieller Repressionen 
für den Fall, daß sich der in der Aus­
bildung Stehende von familiären, d. h. 
gesellschaftlichen Normen löst, allge­
meinpolitische Zusammenhänge er­
kennt und sich als Folge davon von der 
Familie weg emanzipiert. — Der staat­
liche Stipendiengeber übt den Anpas­
sungszwang durch großen Leistungs­
druck aus, d. h. dadurch, daß er den 
Stipendiaten durch zusätzlich geforder­
te Leistungsnachweise, von denen die 
Stipendienvergabe abhängig gemacht 
wird, in materieller Unsicherheit hält.

Wir stellen

2 junge BETRIEBSINGENIEURE
ein. Praxis ist nicht unbedingt erforderlich. Unsere künftigen Mitarbeiter 
sollen eine Ausbildung als Maschinenbau- oder Fertigungsingenieur haben. 
Sie sollen in die Position eines Fertigungsleiters hineinwachsen.
Unser Unternehmen liegt im Saarland. Es stellt Einzelteile in Groß-Serien 
her, keine Montage, kennt alle Arten der Metallverarbeitung einschließlich 
Oberflächen- und Wärmebehandlung.
Geboten wird ein hohes Anfangsgehalt. Unsere sozialen Leistungen ent­
sprechen der Bedeutung des Unternehmens.
Bewerbungsunterlagen mit Lebenslauf, Lichtbild und Zeugnisabschriften 
erbitten wir umgehend an

KARL DIEHL
ZWEIGWERK DER FIRMA DIEHL NÜRNBERG 

6619 Mariahütte/Saar 
Fernruf: 0 68 73/811
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Die IG-Metall hat die Tarifverträge für 
die Beschäftigten der Metallindustrie 
gekündigt. Die Gewerkschaft fordert 
eine 15prozentige Lohnerhöhung und 
die Absicherung bisher freiwilliger Lei­
stungen. Mit diesen Verbesserungen 
soll der Einkommensrückgang ausge­
glichen werden, den Arbeiter und Ange­
stellte durch die Preissteigerungen der 
letzten Monate erlitten haben. Doch be­
reits vor Beginn der Tarifverhandlun­
gen haben die Arbeitgeber ihr Klage­
lied angestimmt und mit neuen Preis­
steigerungen gedroht. Immer wieder 
wird das alte Märchen von der Lohn- 
Preis-Spirale aufgetischt. Es ist aber 
kein Naturgesetz, daß steigende Löhne 
zu steigenden Preisen führen müssen. 
Denn: Steigende Löhne erhöhen den 
Preis nicht, wenn sich die Gewinne ent­
sprechend vermindern!

In den Jahren 1968/69 sind aber die 
Gewinne der Metallindustrie um 14 
bzw. 30 Prozent gestiegen. (Die Adam 
Opel AG erzielte in den letzten drei 
Jahren einen Gewinn von DM 917 Mil­
lionen). Die Löhne und Gehälter wuch­
sen dagegen nur um 7 bzw. 11 Prozent. 
Echte Verbesserungen der Einkom­
menssituation der Arbeiter und Ange­
stellten können nur erreicht werden, 
wenn die Lohnsteigerungen auf Kosten 
der Gewinne gehen! Solche Fortschrit­

te werden aber nicht verschenkt. Sie 
müssen erkämpft werden!
Was haben wir Studenten mit Streiks 
zu tun?
Fast alle Kommilitonen haben eine Leh­
re oder ein Praktikum gemacht. Viele 
haben sich während dieser Zeit selbst 
an Arbeitskämpfen beteiligt und wissen, 
daß der Streik die stärkste Waffe der 
Werktätigen zur Durchsetzung ihrer 
Forderungen ist. Nach Beendigung des 
Studiums werden die meisten Ingenieu­
re wieder Arbeitnehmer werden, viele 
in der Metallindustrie. Unser Einkom­
men und unsere Arbeitsbedingungen 
werden dann von den Tarifverträgen 
maßgeblich bestimmt sein. Wenn die 
Arbeiter heute für die Verbesserung 
ihrer wirtschaftlichen Lage streiken, 
dann kämpfen sie auch für unsere Zu­
kunft!

Wie können wir Studenten Streiks un­
terstützen?
Die Septemberstreiks 1969 haben ge­
zeigt, daß Studenten bei Arbeitskämp­
fen vieles falsch machen können. Wir 
müssen daraus lernen und solche Feh­
ler in Zukunft vermeiden:
1. Wir dürfen uns nicht als Streikbre­
cher betätigen!
Viele Studenten der Ingenieurschulen 
zwingt ihre schlechte wirtschaftliche La­
ge zu Nebenverdiensten. Während des 
Streiks werden die Unternehmer an die­
se Studenten herantreten und ihnen 
verlockende Angebote machen. Das gilt 
besonders für Kommilitonen mit Fach­
arbeiterbrief. Solche Angebote müssen 
als Verrat an den Streikenden klar zu­
rückgewiesen werden.
2. Wir dürfen keine abstrakten politi­
schen Losungen in den Streik hinein­
tragen!
Solche Parolen erwecken das Mißtrau­
en der Arbeiter und verstärken die Ab­
neigung gegen die Studenten.
3. Wir dürfen uns nicht als Führer der 
Arbeiter aufführen!
Der richtige Weg ist die praktische So­
lidarität zwischen Arbeiter und Studen­
ten:

1. Praktische Hilfeleistungen: Organi­
sierung von Autos, Lautsprechern, Ver­
sammlungsräumen, Druck- und Abzugs­
maschinen usw.
2. Praktische Solidarität: Unterstützung 
der Arbeiterforderungen durch Solida­
ritätskundgebungen, — klare Ableh­
nung aller Versuche, die Streikenden 
zu diffamieren — Unterstützung der 
Streiks ausländischer Arbeitnehmer —- 
rechtzeitige und enge Kontaktaufnahm^P 
mit den Arbeitervertretern.

Lehren — Lernen —  Repetieren 
Leicht gemacht durch

DEMMIG-BUCHER
Arithmetik und Algebra DM 7,80
Differentialrechnung DM 11,50
Integralrechnung DM 6,70
Differentialgleichungen DM 4,80
Statik starrer Körper DM 11,50
Festigkeitslehre DM 11,50
Dynamik des Massenpunktes DM 7,80 
Dynamik des Massenkörpers DM 5,80 
Einf. in die Vektorrechnung DM 4,80 
Vektorrechnung, Teil 1 DM 11,50
Vektorrechnung, Teil 2 DM 11,50
vermitteln grundlegende Kenntnisse in 
leicht faßlicher, prägnanter Darstellung. 
Weitere Titel im Freiprospekt SVI. Bitte 
anfordern vom

DEMMIG VERLAG KG
61 Darmstadt — Postfach 324

Es ist eine Tatsache, daß in unserem 
Wirtschaftssystem zwischen den gesell­
schaftlichen Klassen der Arbeiter und 
der Unternehmer Widersprüche beste­
hen. Diese Widersprüche können nicht 
ausgeglichen werden, sondern müssen 
durch Kämpfe gelöst werden. Der Lohn­
kampf ist ein Beispiel hierfür. Im Lohn­
kampf ist der Streik ein legitimes Mit­
tel der Werktätigen. Er ist ihnen vom 
Grundgesetz garantiert!

SV ¡-Bundesvorstand

Haltet auch nach Eurem 
Studium Kontakt zur 
Ingenieurschulpolitik durch 
„dji -  der junge ingénieur“ !

Streiksolidarität



Hochschulreife
für
Absolventen der

Ingenieurschulen
und
gleichrangigen 
Bildungs­
einrichtungen 
jetzt 
in allen
Bundesländern
und
in Berlin West!

Die Ständige Konferenz der 
Kultusminister der Länder in 
der Bundesrepublik Deutsch­
land hat in der 135. Plenarsit­
zung am 12./13. 3. 1970 fol­
gende Empfehlung an die 
Länder beschlossen: „Alle
Absolventen der Ingenieur­
schulen und gleichrangigen 
Bildungseinrichtungen, die in 
den Hochschulbereich einbe­
zogen werden sollen, können 
an einer Hochschule studie­
ren.“

Dieser Empfehlung sind nun 
alle Bundesländer gefolgt. 
Der Erlaß des rheinland-pfäl­
zischen Kultusministers trifft 
sinngemäß für die anderen 
Bundesländer zu. Es wird fol­
gende Regelung getroffen:

1. Die Absolventen der staat­
lichen und sonstigen öffent­
lichen Ingenieurschulen, Hö­
heren Wirtschaftsfachschulen 
und Werkkunstschulen sowie 
der staatlich anerkannten pri­
vaten höheren Fachschulen 
für Sozialarbeit und Sozial­
pädagogik in Rheinland-Pfalz 
können mit Sofortiger wirkung 
an den Hochschulen in Rhein­
land-Pfalz in allen Fächern 
zum Studium zugelassen wer­
den. Diese Regelung gilt als 
Feststellung der Gleichwertig­

keit der Vorbildung im Ver­
hältnis zur Reifeprüfung im 
Sinne der Vorschriften, die die 
Reifeprüfung als Vorausset­
zung für die Aufnahme in eine 
Hochschule oder für die Zu­
lassung zu einer Prüfung for­
dern.

2. Die Absolventen der in Zif­
fer 1 genannten Bildungsein­
richtungen in anderen Bun­
desländern stehen den rhein­
land-pfälzischen Absolventen 
gleich, wenn sie in dem Land, 
in dem sie die Abschlußprü­
fung abgelegt haben, eben­
falls die Berechtigung zum 
Hochschulstudium erhalten. In 
Zweifelsfällen entscheidet das 
Ministerium für Unterricht und 
Kultus.

3. Die Ordnung für die Zu­
erkennung der Hochschulreife 
an Absolventen der öffent­
lichen Ingenieurschulen des 
Landes Rheinland - Pfalz — 
Ordnung der Hochschulreife­
prüfung an Ingenieurschulen 
wird mit sofortiger Wirkung 
aufgehoben.

Nähere Auskunft erteilen die Sekreta­
riate der einzelnen Universitäten und 
Hochschulen sowie der SVI-Bundes- 
vorstand auf Anfrage.



So urteilen Experten 
des technischen Zeichnens 
über den Tuschezeichner 
Castell-TG-m.

f t  Ihrem Castell-TG-m kann Ich nur 
das beste Zeugnis ausstellen. Die 
Handhabung und die Bedienung des 
neuen Tuschefüllers sind ausgezeich­
net, kein Eintrocknen oder Ausfließen 
der Tusche. Ferner finde ich es gut, 
daß man den Tuschestand am 
Tuschebehälter feststellen kann.
Auch Ist die Hygrokappe ein 
großes Plus.1*

Helmut Gauchert,
Techniker 
7 Stuttgart-80, 
Salzäckerstraße 34

Das ist nur eines von vielen Urteilen 
über den Tuschezeichner 
Castell-TG-m, die uns vorliegen:

Der Castell-TG-m ist eine echte 
Erleichterung für die tägliche Arbeit 
am Reißbrett.
Seine konstruktiven Vorteile sind 
überzeugend, seine Gebrauchs­
vorteile augenfällig.

Hören Sie auf den guten Rat 
vieler Ihrer Kollegen und arbeiten 
Sie mit dem Tuschezeichner 
Castell-TG-m.

Ausgelegt nach 
der Mikronorm 
DIN 15-17 
Mikrofilmische 
Wiedergabe -  
brillant bis ins 
kleinste Detail.

Steckkegel 
und Kegelzieher 
öffnen, Tanken, 
Schließen -  
sekundenschnell und

Überlange 
Ausgleichs-Rille 
Nonstop-Zeichnen 
bis zu einem 
winzigen Tuscherest

Anschreib-Garantie. 
Nie mehr Ärger mit 
eingetrockneten 
Zeichengeräten.
Dafür bürgt das 
blaue Hygro-Element.

Der Castell-TG-m Ist lieferbar in 
Sortimentskästen mit 3, 4, 5 bzw.
8 Linienbreiten mit Zubehör sowie 
In verschiedenen, mit Reißzeugen 
kombinierten Arbeitsetuis.
Sie erhalten den TG-m In guten 
Fachgeschäften.

Castell-TG-m - mit dem  blauen 
Hygro-Element.


